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Einführung 

Das FORUM Gemeinsames Wertefach für Berlin sieht die Qualifizierung der Ethik-Lehrkräfte als eine Schlüsselfrage für die Qualität und für die breite Akzeptanz des neuen Faches an und möchte mit der hier vorliegenden Broschüre die Debatte darüber befördern.

Am 8. Juni 2006 hat das Berliner Abgeordnetenhaus auf Antrag seines für Schule zuständigen Ausschusses beschlossen, dass der Senat aufgefordert werden soll, bis zum 31. August 2006 „ein Gesamtkonzept zur Aus-, Fort- und Weiterbildung von Lehrkräften für das neue Unterrichtsfach ‚Ethik‘ vorzulegen.“

Das vom Senat vorzulegende Gesamtkonzept muss sich selbst einer Reihe von Anforderungen stellen. Dazu gehören die Bestimmung von Aufgaben und Inhalten des Faches Ethik und seiner Bezugswissenschaften im Berliner Schulgesetz, die im Beschluss des Schulausschusses genannten Anforderungen an den Umfang und die Qualität der Weiterbildung, die Orientierung an diesbezüglichen Standards von und Erfahrungen mit Studiengängen für das Fach LER in Brandenburg, wie  auch allgemeine Standards für die Lehrerbildung, wie sie von der Kultusministerkonferenz (KMK), von der Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft (DGfE) und den Berliner Universitäten gesetzt sind und Standards, wie sie sich seit Jahren bei der Aus- und Weiterbildung von LER-Lehrkräften in Brandenburg bewährt haben.

Die von der Berliner Senatsbildungsverwaltung konzipierte und im Februar 2006 begonnene Qualifizierung für Ethik-Lehrkräfte enthält diesbezüglich gute Ansatzpunkte. In weiten Teilen ist sie geeignet, Lehrkräfte partiell für den Einstieg in den Ethikunterricht ab August 2006 vorzubereiten bzw. berufsbegleitend dabei zu unterstützen. Damit sie den Anforderungen an eine berufsqualifizierende Weiterbildung erfüllt, bedarf sie der Erweiterung sowohl in quantitativer als auch qualitativer Hinsicht. 

Um dies zu präzisieren, hatte das FORUM zum 26. Juni 2006 eine Reihe von ExpertInnen zu einem Hearing in das Berliner Abgeordnetenhaus eingeladen. Dazu gehörten der Bundesvorsitzende des Fachverbandes Ethik e.V., aktuell mit der Lehrerfortbildung für Ethik in Berlin befasste Experten, HochschullehrerInnen aus drei Universitäten und eine Vertreterin des Deutschen Instituts für Menschenrechte. 

Wir freuen uns, Ihnen die meisten der dort gehaltenen Beiträge sowie zwei weitere beim FORUM eingegangene Diskussionbeiträge, in kürzeren oder längeren Fassungen, in dieser Broschüre präsentieren zu können. In der Gliederung daran anschließend werden Empfehlungen formuliert, wie sie sich aus der Sicht des FORUMs in Hinblick auf eine qualitative anspruchsvolle Aus-, Fort- und Weiterbildung für Lehrkräfte des neuen und innovativen Faches Ethik in Berlin ergeben.
Dr. Gerhard Weil

Sprecher des FORUMs





           Berlin, 31. Juli 2006

Teil A.   Allgemeine Grundlagen und Erfahrungen

1. Anforderungen: Die Beschlüsse des Berliner Abgeordnetenhauses zum Fach Ethik und weitere Anforderungen an die Qualifizierung der Ethik-Lehrkräfte

Anforderungen an die Qualifizierung der Lehrkräfte für das neue Fach Ethik in Berlin ergeben sich vor allem aus den Bestimmungen zu den Aufgaben, Inhalten und Bezugswissenschaften des Faches Ethik im Berliner Schulgesetz, den Vorgaben für die Ethik-Lehrerbildung im Beschluss des Berliner Abgeordnetenhauses vom 8. Juni 2006 sowie Standards für die Lehrerbildung, wie sie von der Kultusministerkonferenz beschlossen und von der Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft formuliert und den Berliner Universitäten formuliert wurden.

Im § 12 des Berliner Schulgesetzes heißt es zum Fach Ethik: 

„Das Fach Ethik ist in den Jahrgangsstufen 7 bis 10 der öffentlichen Schulen ordentliches Lehrfach für alle Schülerinnen und Schüler. Ziel des Ethikunterrichts ist es, die Bereitschaft und Fähigkeit der Schülerinnen und Schüler unabhängig von ihrer kulturellen, ethnischen, religiösen und weltanschaulichen Herkunft zu fördern, sich gemeinsam mit grundlegenden kulturellen und ethischen Problemen des individuellen Lebens, des gesellschaftlichen Zusammenlebens sowie mit unterschiedlichen Wert- und Sinnangeboten konstruktiv auseinander zu setzen.

Dadurch sollen die Schülerinnen und Schüler Grundlagen für ein selbstbestimmtes und verantwortungsbewusstes Leben gewinnen und soziale Kompetenz, interkulturelle Dialogfähigkeit und ethische Urteilsfähigkeit erwerben. Zu diesem Zweck werden Kenntnisse der Philosophie sowie weltanschaulicher und religiöser Ethik sowie über verschiedene Kulturen, Lebensweisen, die großen Weltreligionen und zu Fragen der Lebensgestaltung vermittelt. Das Fach Ethik orientiert sich an den allgemeinen ethischen Grundsätzen, wie sie im Grundgesetz, in der Verfassung von Berlin und im Bildungs- und Erziehungsauftrag der §§ 1 und 3 niedergelegt sind. Es wird weltanschaulich und religiös neutral unterrichtet. Im Ethikunterricht sollen von den Schulen einzelne Themenbereiche in Kooperation mit Trägern des Religions- und Weltanschauungsunterrichts gestaltet werden. Die Entscheidung, in welcher Form Kooperationen durchgeführt werden, obliegt der einzelnen Schule. Die Schule hat die Erziehungsberechtigten rechtzeitig und in geeigneter Weise über Ziel, Inhalt und Form des Ethikunterrichts zu informieren.“
In parlamentarischen Begründungstext zur Einführung des neuen Faches werden die Bezugswissenschaften für den Ethikunterricht wie folgt bestimmt: „Bezugswissenschaften des Faches und für die Qualifizierung der Lehrkräfte sind die Sozial- und Kulturwissenschaften, Philosophie, Religionswissenschaft, Erziehungswissenschaft, Psychologie und die Fachdidaktik.“

Aufgrund eines Antrages des Ausschusses für Jugend, Familie, Schule und Sport vom 11. Mai 2006 (ursprünglicher Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und Änderungsantrag der SPD und der Linkspartei.PDS) hat des Plenum des Berliner Abgeordnetenhauses am 8. Juni 2006 mit den Stimmen dieser drei Parteien bei Enthaltung der CDU und der FDP einen Beschluss zur Ethik-Lehrerbildung gefasst (( Anlage A1). Er trägt die Bezeichnung „Gesamtkonzept für die Aus-, Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte für das Fach ‚Ethik‘ in der Berliner Schule“. 
Mit diesem Beschluss werden folgende Kernanforderungen an die Qualifizierung der Ethik-Lehrkräfte gestellt:

· Die Qualifizierung soll den im Schulgesetz formulierten Zielen und Anforderungen des integrativen Faches und die KMK-Anforderungen an die Lehrerbildung für ordentliche Lehrfächer entsprechen.

· Sie muss einen Umfang von 60 Semesterwochenstunden haben und den für ein Weiterbildungsstudium üblichen Standards wie Prüfungen auf Hochschulniveau gerecht werden. 

· Die Anerkennung von fachlichen Qualifikationen soll modulweise ermöglicht werden.

· Für ab Schuljahr 2006/07 unterrichtende Lehrkräfte ist die Möglichkeit einer tätigkeitsbegleitenden Weiterbildung einzurichten.

· Die langjährigen Erfahrungen Brandenburgs bei universitären Weiterbildungsstudien für das Fach Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde (LER) sollen für Berlin genutzt und Kooperationen angestrebt werden.

· Die Einrichtung eines Ethik-Weiterbildungsstudiengangs an einer Berliner Universität soll geprüft und mittelfristig nach Möglichkeit ein solcher Studiengang eingerichtet werden.

Bis zum 31. August 2006 soll dem Abgeordnetenhaus ein Gesamtkonzept für die Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie ein Bericht über die Verhandlungen mit den Berliner Universitäten vorgelegt werden.

Für die Ausgestaltung der Lehrerbildung für Ethik-Lehrkräfte sind zudem zu berücksichtigen: 

· Der Beschluss der Kultusministerkonferenz „Standards in der Lehrerbildung“ vom Dezember 2004,

· das „Strukturmodell für die Lehrerbildung im Bachelor/Bakkalaureus- und Master/Magister-System“ der Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft in der Fassung vom 10. Dezember 2005 und

· die für das Land Berlin zwischen den Berliner Universitäten und dem Senat vereinbarten Standards für die Lehrerbildung. 

Zusammenfassend lassen sich aus der Sicht des FORUMs folgende Anforderungen an die Ethik-Lehrerbildung feststellen:

Aus der Bestimmung der Aufgaben des Faches Ethik im Schulgesetz, der Bestimmung der Bezugswissenschaften,  aus dem Beschluss des [zunächst: Schulausschusses] des Abgeordnetenhauses sowie den Standards der KMK für die Lehrerbildung ergeben sich für die Qualifizierung der Lehrkräfte folgende Grundanforderungen:

· Menschenrechte als Kern der Wertorientierung

· Studiengänge (Weiterbildung/grundständig) mit einem Umfang ab 60 Semesterwochenstunden bzw. ab 90 Leistungspunkten
· Entwicklung fachspezifischer Lehrerkompetenzen

· Breite der Bezugwissenschaften 

· Interdisziplinäre Projekte im Studium

· Modularisierung des Studiums

· Sicherung der religiös-weltanschaulicher Neutralität des Unterrichts

Das bedeutet im Einzelnen: 

1. Menschenrechtsbildung: Die universellen Menschenrechte  als Kern und Brücke der Wertorientierung in unserer demokratischen und pluralistischen Gesellschaft sowie der Nationen und Kulturen der Welt sind in den Mittelpunkt des Lernens im Ethikunterricht zu stellen. Deshalb gehören Studienanteile zu Menschenrechten und zur Menschenrechtsbildung zur Qualifizierung von Ethik-Lehrkräften. (Siehe dazu in dieser Broschüre den Beitrag von Claudia Lohrenscheit vom Deutschen Institut für Menschenrechte). 
2. Für ordentliche Unterrichtsfächer ist eine Weiterbildung bereits universitär ausgebildeter Lehrkräfte mit einem Umfang von mindestens 60 Semesterwochenstunden (SWS) erforderlich. Die Qualifizierung auf dem Niveau eines Weiterbildungsstudiums muss Abschlüsse für das Fach Ethik mit Prüfungen vor der für Lehramtprüfungen zuständigen Stelle bei Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport sicherstellen sowie perspektivisch eine gegenseitige Anerkennung dieser Abschlüsse in anderen Bundesländern. 

Für grundständige Lehramtsstudiengänge im Fach Ethik ist eine universitär gestufte Ausbildung vorzusehen, die sich in die übrige Lehrerausbildung problemlos einfügt, z.B. Kernfach BA + großer Master (ein Fach) mit 197 Leistungspunkten oder Zweitfach BA + großer Master (ein Fach) mit 197 Leistungspunkten (Näheres zu diesen Gestaltungsfragen siehe den Beitrag von Ulf Preuss-Lausitz in dieser Broschüre). 

3. Fachspezifische Lehrerkompetenzen: Die für das Fach Ethik erforderlichen Lehrerkompetenzen sind vor allem soziale, ethische und interkulturelle Kompetenz. Dazu gehören auch hinreichende Kenntnisse über Philosophie sowie religiöse und philosophische  Ethik, Kulturen, Weltreligionen und  Weltanschauungen sowie Fragen der Lebensgestaltung.

4. Bezugswissenschaften: Die Bezugswissenschaften des Faches Ethik in Berlin sind nach dem Schulgesetz die Sozial- und Kulturwissenschaften, Philosophie, Religionswissenschaft, Erziehungswissenschaft, Psychologie und die Fachdidaktik. 

5. Fachdidaktik und Fachmethodik: Schwerpunkte der Didaktik und Methodik des Faches Ethik in Berlin sind soziales, ethisches und interkulturelles Lernen sowie die Vermittlung einer Grundbildung zu Religionen und Weltanschauungen, Kulturen und Fragen der Lebensgestaltung. 

6. Interdisziplinarität: Um die Fähigkeit zur interdisziplinären Bearbeitung von Themen zu verbessern und die Fähigkeit zur Integration von Fachwissenschaften und Fachdidaktik zu entwickeln, sind interdisziplinäre und integrative Projekte erforderlich (siehe dazu auch: Teil C dieser Broschüre).

7. Praxisrelevanz: Die Inhalte und Methoden der Weiterbildung sind an den im Schulgesetz festgelegten Aufgaben und Inhalten des Faches Ethik auszurichten und in Hinblick auf die vorgesehen Schulstufen und Schulformen auf ihre Schülerorientierung und Praxisrelevanz hin auszugestalten.

8. Modularisierung: Durch Modularisierung der Studienveranstaltungen und die klare Zuweisung von entsprechenden Fachwissenschaften bzw. interdisziplinären Leistungen ist eine Anerkennung von bereits erbrachten Studienleistungen (bisherige Lehrbefähigungen) der Studierenden zu ermöglichen (Anrechnung von credit points). 
9. Zur Sicherung der religiös-weltanschaulichen Neutralität und einer fairen und sachkundigen Behandlung unterschiedlicher Religionen, Weltanschauungen und Kulturen im Ethikunterricht ist es für die Lehrkräfte mit einer Qualifikation für den Religions- bzw. Weltanschauungsunterricht erforderlich, Studienanteile zu anderen (fremden) Weltanschauungen und Religionen zu besuchen und Lehrveranstaltungen zum didaktischen Problem der religiös-weltanschaulichen Neutralität zu belegen. 
2. LehrerKompetenzen UND StudienInhaltE
Die für einen erfolgreichen Unterricht im Fach Ethik erforderlichen Lehrerkompetenzen lassen sich zum einen aus fächerübergreifend erforderlichen Kompetenzen (Vorgaben KMK, DGfE, Berliner Universitäten) und zum anderen aus der fachspezifischen Aufgabenbeschreibung des Schulgesetz und dem Rahmenlehrplan Ethik, soweit er dem Schulgesetz entspricht, ableiten.

Fachspezifisch in besonderer Weise zu entwickelnde Lehrerkompetenzen sind in Ableitung aus dem Schulgesetz sowie aus dem Rahmenlehrplan für das Fach Ethik (soweit dieser dem Schulgesetz entspricht):

Soziale Kompetenz: Die Lehrerinnen und Lehrer haben ihr sozialpsychologisches Wissen erweitert und vertieft, sich die eigenen sozialen Kompetenzen mit ihren Stärken und Grenzen bewusst gemacht und Fachübungen zur Entwicklung ihrer Sozialkompetenz absolviert.
 Sie sind in der Lage, Kommunikation, Interaktionen und Gruppenprozesse fachgerecht zu analysieren, können Strategien für eine faire und friedliche Lösung von Problemen und Konflikten vermitteln und eine Mediation auch selber moderieren. Sie sind konflikt- und konsensfähig. Die Lehrerinnen und Lehrer können aktuelle soziale Probleme reflektieren und haben sich ein hinreichendes Wissen über soziales Verhalten und soziale Prozesse angeeignet. Sie beherrschen Übungen der Kommunikation, Interaktion und zur Gestaltung von Gruppenprozessen und können Schülerinnen und Schülern im Unterricht einen angemessenen Umgang mit sozio-moralischen Konflikten vermitteln. Ihr persönlicher Stil im Unterricht ist von Offenheit, Achtung und Echtheit geprägt.

Ethische Kompetenz: Die Ethiklehrkräfte reflektieren Wertorientierungen und Normen im persönlichen Leben, in Gruppen und der Gesellschaft und sind in der Lage, diese auch kritisch zu hinterfragen. Die Lehrerinnen und Lehrer erkennen dem ethischen Gehalt und die ethische Relevanz von Meinungen, Haltungen und Handlungen und können moralische Dilemmata aus der Altersphase und Lebenswelt von Jugendlichen sachgerecht im Unterricht analysieren. 

Die Lehrkräfte begegnen den Schülerinnen und Schülern mit Achtung und Wertschätzung und stärken so deren Selbstwertgefühl. Gleichzeitig bieten sie damit ein Modell ethischen Verhaltens, das neben der Vermittlung von Methoden ethischen Lernens im Unterricht wirkt.

Sie haben die Fähigkeit, die Geltung von Menschenrechten vor den Schülerinnen und Schülern argumentativ zu vertreten und diese als Kriterium zur Bewertung eigenen Verhaltens sowie von Normen in Gesellschaft und Kulturen einzusetzen und sich dementsprechend zu engagieren. 

Interkulturelle Kompetenz: Die Ethiklehrkräfte haben Verständnis und Respekt für fremde Weltdeutungen, Traditionen und Lebensformen in anderen Kulturen und können mit deren Vertretern achtungsvoll kommunizieren. Sie sind bereit und in der Lage, eigene kulturell geprägte Verhaltens- und Denkmuster sowie eigene religiöse bzw. weltanschauliche Auffassungen zu reflektieren. Sie verfügen über hinreichende Kenntnisse zu Weltreligionen, Weltanschauungen und Kulturen und begegnen deren Wertorientierung und Normen mit Toleranz, soweit diese nicht den Menschenrechten und der Rechtsordnung unserer demokratischen Gesellschaft widersprechen. Sie sind fähig und bereit, Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund mit Empathie zu begegnen.

Zur Aneignung und Vermittlung dieser Kompetenzen dienen STUDIENINHALTE
· aus den Bezugswissenschaften des Faches Ethik entsprechend dem Schulgesetz,

· zu den verschiedenen, in Berlin vertretenen Kulturen, 
· zu Weltreligionen und nichtreligiösen Weltanschauungen,
· zu Fragen der Lebensgestaltung.

3. ERFAHRUNGEN MIT ler-Studiengängen
Nach dem Beschluss des Berliner Abgeordnetenhauses vom 8. Juni 2006 sollen „die langjährigen Erfahrungen Brandenburgs bei universitären Weiterbildungsstudiengängen für das Fach Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde (LER) für Berlin genutzt und Kooperationen angestrebt werden.“

Die Erfahrungen im Land Brandenburg mit der Qualifizierung von bisher über 700 LER-Lehrkräften auf Universitätsniveau lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

Das absolvierte Weiterbildungsstudium mit einem Umfang von 60 Semesterwochenstunden ist in Brandenburg die Voraussetzung für den Einsatz der Lehrkräfte im Fachunterricht. Das Studium wurde an einem An-Institut der Universität Potsdam im Rahmen des Sonderprogramms Weiterqualifizierung berufsbegleitend organisiert. Entsprechend der inhaltlichen Breite des Faches war das Studium interdisziplinär und praxisorientiert angelegt. 
Die Bezugswissenschaften sind die Sozialwissenschaften Psychologie und Soziologie, die Philosophie/Ethik, die Religionswissenschaft und die Fachdidaktik. Einen besonderen Schwerpunkt bilden die Fachübungen zu Kommunikation, Interaktion und Gruppenprozessen, in denen die sozialen Kompetenzen der Lehrkräfte fachspezifisch weiterentwickelt werden. 

In fünf integrativen Projekten - durchgeführt in Blockwochen - werden Themen aus interdisziplinärer Sicht betrachtet und bis hin zur didaktisch-methodischen Umsetzung im Unterricht bearbeitet. Durch Tutorien, studienbegleitende Veranstaltungen und Fachkonferenzen sowie durch jährliche Befragungen von Studierenden und Dozenten bleibt eine Rückkopplung zur Verbesserung der Lehrveranstaltungen und Unterstützung der Studierenden gesichert. 
Rahmenbedingungen, Studienformen und Abschlüsse: Die Teilnehmer im Sonderprogramm Weiterqualifizierung zwischen 1996 und 2000 waren an der Universität Potsdam immatrikuliert. Die Lehrkräfte wurden an einem Studientag pro Woche freigestellt und erhielten dafür gestaffelt nach Beschäftigungsumfang zwischen drei bis fünf Abminderungsstunden. Von ihnen legten ca. 80% die Prüfung vor dem Landesprüfungsamt ab und erwarben sich so die Lehrbefähigung für LER. Die anderen, die das komplette Studium ohne Prüfung absolviert hatten, erhielten eine Lehrerlaubnis. Ab dem Jahr 2001 und 2002 wurden dann direkt an der Potsdamer Universität zwei Weiterbildungsdurchgänge realisiert. Ab 2002 bietet die Universität ein grundständiges Studium für LER mit einer jährlichen Kapazität von ca. 50 Studenten an. 

Bachelor/Master-Studienordnung seit 2004

Im Jahr 2004 wurde eine Bachelor/Master-Studienordnung in Kraft gesetzt, die Inhalt und Ziel des Studiums wie folgt bestimmt wurde: 

„Das Studium im Fach LER soll Studierenden die Fähigkeiten vermitteln, das gleichnamige Schulfach alters- und entwicklungsangemessen zu unterrichten. Hierzu sind sowohl die Aneignung fachwissen​schaftlicher Grundlagen aus der Philosophie/Ethik und Religionskunde sowie die Erarbeitung jugendty​pischer Problemfelder notwendig, wie sie von Psy​chologie und Soziologie angeboten wird. In diesem Studium sollen die zukünftigen LER-Lehrerinnen und -Lehrer die Fähigkeit erwerben, im Unterricht zusammen mit den Jugendlichen Problemen der Lebensgestaltung in einer Sozialwelt nachzugehen, die in ihren Handlungsmustern, Wertorientierungen und Traditionen verunsichert ist, und ihnen die Ar​gumente, Lösungen und lebenspraktischen Folge​rungen erschließen, die Kulturen, Religionen, Welt​anschauungen und Wissenschaften gegeben haben und geben. Auf dieser Basis sollen die zukünftigen LER-Lehrerinnen und -Lehrer in der Lage sein, Jugendliche in ihrer Suche nach vertretbaren Be​gründungen ihres Handelns zu unterstützen und ihnen damit eine selbständige Urteilsbildung über Probleme gemeinsamen Lebens zu ermöglichen. Die Studierenden sollen auch auf Projekte im Unterricht vorbereitet werden, um in diesen Unterrichtsphasen praktische Problemlösung, persönliche Beteiligung, fachliches Können und reflexive Erfahrung verbin​den zu können. Angestrebt wird schließlich eine didaktische Kompetenz, die eine problembewusste Reflexion des Faches sowie eigener und fremder Unterrichtspraxis ermöglicht.“

Die Bezugswissenschaften sind im Studium wie folgt vertreten:

Philosophie 
mit 

17 SWS 
und 
27 Leistungspunkten (LP)

Psychologie 
  

8 SWS

und
10 LP

Soziologie
  

6 SWS

und 
7 LP

Religionswissenschaften 
17 SWS 
und
26 LP

Fachdidaktik


12 SWS
und 
20 LP

Summen: 


60 SWS 
und 
90 LP

Die Studienmodule (vgl. Tabelle am Ende des Abschnitts 4 dieser Broschüre) beziehen sich nicht nur auf einzelne Bezugswissenschaften, sondern auch – und dies ist hervorzuheben – auf einen interdisziplinären und integrativen Projektbereich.

Hinsichtlich der Studienorganisation ist auf das interdisziplinäre „Kollegium LER“ besonders hinzuweisen.
 

Wegen des großen Zulaufs von Studienbewerber(inne)n hat sich dieses Gremium als notwendig erwiesen, um dem steigenden Abstimmungs- und Koordinierungbedarf Rechnung zu tragen. Das LER-Kollegium wurde im Juni 2005 gegründet. Ihm „gehören alle Dozent(inne)n an, die wenigstens eine Lehrveranstaltung im interdisziplinären Studiengang LER abhalten. Zugehörig sind zudem zwei mit Koordinationsaufgaben betraute Personen sowie zwei von der Fachschaft LER gewählte studentische Vertreter(innen). Weitere Personen können fakultativ hinzugezogen werden. Die Leitung des Kollegiums hat das Direktorium LER, dem neben Herrn Professor Dr. Johann Ev Hafner als hauptamtlicher Professor für die Religionswissenschaft und Herrn Professor Dr. Ralf Stoecker als hauptamtlicher Professor für die Angewandte Ethik auch jeweils ein(e) Vertreter(in) der Fachdidaktik, der Psychologie und der Soziologie angehören.“

Die Erfahrungen in den universitären Studiengängen für Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde (LER) lassen sich in vieler Hinsicht für die Konzipierung des Lehramtsstudiums für das Berliner Ethikfach nutzen, von der interdisziplinären und integrativen Ausrichtung der Studienordnung bis zur Organisation und Kostenfrage. Der Abschlussbericht zum Weiterbildungsstudiengang LER aus dem Jahr 2003 bietet dafür umfangreiche und detaillierte Informationen.

Eine enge Kooperation mit der Potsdamer Universität bietet sich nicht nur wegen der räumlichen Nähe und der inhaltlichen Ähnlichkeit der beiden Fächer Ethik und LER an, sondern auch weil dort sowohl Erfahrungen mit Weiterbildungsstudiengängen als auch bereits mit einem grundständigen Studium bestehen. 

Abschließend weisen wir auf den Beitrag von Marie-Luise Raters und Ralf Stoecker im      Teil B dieser Broschüre hin, der sich besonders der Entwicklung des grundständigen LER-Studiums an der Universität Potsdam und den damit gemachten Erfahrungen widmet. 

Teil B.  Expertenbeiträge 

Im Folgenden werden Beiträge von ExpertInnen veröffentlicht, die auf ihren Statements im Rahmen des vom FORUM Gemeinsames Wertefach für Berlin organisierten öffentlichen Expertenhearings im Berliner Abgeordnentenhaus am 26. Juni 2006 beruhen. An diese schließen sich zwei dem FORUM zugesandte Diskussionsbeiträge zur Ethik-Lehrerbildung an.
Peter Kriesel, Bundesvorsitzender des Fachverbandes Ethik e.V.
Das innovative Berliner Schulfach Ethik – Anforderungen 
an die Lehrerbildung

Der folgende Kurzvortrag soll unter dem Motto stehen: 

„Ordentliche Unterrichtsfächer brauchen, wenn sie erfolgreich eingeführt werden sollen, 
eine Fachlehrerschaft, die nach universitären Standards ausgebildet ist.“ 

Einleitung

Mit seinem Beschluss zur Schulgesetzänderung vom 16. März 2006 hat das Abgeordnetenhaus nach einer fast 15 Jahre dauernden Debatte einen gemeinsamen Ethikunterricht für alle Schülerinnen und Schüler der 7. bis 10. Klassen eingeführt. 
Im Fach Ethik sollen nach dem Willen des Gesetzgebers „die Schülerinnen und Schüler Grundlagen für ein selbstbestimmtes und verantwortungsbewusstes Leben gewinnen und soziale Kompetenz, interkulturelle Dialogfähigkeit und ethische Urteilsfähigkeit erwerben. 

Zu diesem Zweck werden Kenntnisse der Philosophie sowie weltanschaulicher und religiöser Ethik sowie über verschiedene Kulturen, Lebensweisen, die großen Weltreligionen und zu Fragen der Lebensgestaltung vermittelt.“

Dieses Fach Ethik wird mit dem neuen Schuljahr im August 2006 in den 7. Klassen aller Berliner Schulen beginnen und schrittweise bis zur 10. Klasse eingeführt. 
Dass Schülerinnen und Schüler sich in einem Fach mit Fragen des Lebens- und Zusammenlebens befassen und sich gemeinsam über das friedliche und faire Zusammenleben von Religionen, Weltanschauungen und Kulturen in ihrer Stadt Berlin austauschen, ist eine bildungspolitisch und pädagogisch bedeutsame Innovation in Deutschland. 

Ich werde nunmehr aus der Sicht des Bundesverbandes der Ethiklehrer in Deutschland einige wesentliche Anforderungen an die Qualifizierung der Lehrkräfte für dieses neue Fach darstellen. 

Der Fachverbandes Ethik hat sich in seiner „Erfurter Erklärung“ aus dem Jahr 2003 zu den zentralen Aufgaben der Ethikfächer folgendermaßen positioniert: 
 „Ziele der Ethikfächer sind die Herausbildung ethischer Empfindungs-, Urteils- und Handlungsfähigkeit, die Vermittlung von Grundkenntnissen zu Religionen und nicht-religiösen Weltdeutungen sowie die Entwicklung von sozio-moralischer Kompetenz als Grundlage fairer Konfliktlösungen.“ 
Aus diesen Aufgaben abgeleitet fordert der Bundesverband: 

„Die Universitäten und Hochschulen sollen unverzüglich eine ausreichende Anzahl von ordentlichen Studiengängen für Ethiklehrkräfte mit den Bezugswissenschaften Philosophie/Ethik, Religionswissenschaft und Sozialwissenschaften sowie angemessenen Didaktikanteilen einrichten.“  

Die nun angeführten Anforderungen an die Qualifizierung der Ethiklehrkräfte in Berlin sind  aus folgenden Grundlagen abgeleitet: 
1. aus der zitierten Aufgabenbestimmung des Faches Ethik durch den Berliner Gesetzgeber, wie er sie im Schulgesetz im März 2006 festgelegt hat, 

2. aus allgemeinen Standards der Lehrerbildung in Deutschland und deren Umsetzung an Berliner Universitäten (KMK, Deutsche Gesellschaft für Erziehungswissenschaft, Konzept für die universitäre Lehrerbildung in Berlin)

3. aus den bereits genannten Forderungen wie sie der Bundesverband formuliert hat und 

4. aus den umfangreichen und langjährigen Erfahrungen bei der Qualifizierung von LER-Lehrkräften im Bundesland Brandenburg, die für Berlin auch wegen der geplanten Herstellung einer gemeinsamen Bildungslandschaft von Berlin und Brandenburg von Interesse sind. 

Qualifizierung der Ethik-Lehrkräfte in Berlin (FOLIE 1)


[image: image1]
Die Anforderungen an die Qualifizierung der Ethiklehrkräfte beziehen sich auf folgende Stichpunkte: 
1. Angestrebte Lehrerkompetenzen

2. Umfang der Studiengänge und ordentliche Abschlüsse

3. Bezugswissenschaften des Studiums und deren interdisziplinäres Zusammenwirken

4.  Modularisierung

5. Praxisbezug 

Qualifizierung der Ethik-Lehrkräfte in Berlin (FOLIE 2)
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1. Angestrebte Lehrerkompetenzen

Hier gilt: „Keine Entwicklung fachspezifischer Kompetenzen bei Schülern ohne die entsprechende Entwicklung von fachwissenschaftlicher und didaktischer Kompetenz der Fachlehrerschaft.“

Die für das Fach Ethik erforderlichen Lehrerkompetenzen sind vor allem soziale Kompetenz, interkulturelle Dialogfähigkeit und ethische Urteilsfähigkeit. Dazu gehören auch hinreichende Kenntnisse über Philosophie sowie religiöse und weltanschauliche Ethik, Kulturen, Weltreligionen und  Weltanschauungen sowie Fragen der Lebensgestaltung.

2. Umfang der Studiengänge und ordentliche Abschlüsse

Für ordentliche Unterrichtsfächer ist eine Weiterbildung (bzw. Ausbildung) mit einem Umfang von  60 SWS erforderlich. Die Qualifizierung auf dem Niveau eines Weiterbildungsstudiums muss Abschlüsse für das Fach Ethik mit Prüfungen vor der für Lehramtsprüfungen zuständigen Stelle bei der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport sicherstellen sowie perspektivisch eine gegenseitige Anerkennung dieser Abschlüsse in anderen Bundesländern,  insbesondere in Brandenburg.
 

Es ist sehr erfreulich, dass das Abgeordnetenhaus am 8. Juni 2006 folgende Eckpunkte für die Qualifizierung der Ethiklehrkräfte festgelegt hat: 
· Aufstockung der Fortbildung auf das Niveau eines Weiterbildungsstudiums mit einem Umfang von 60 SWS

· Nutzung der Erfahrungen bei der Ausbildung von LER-Lehrkräften an der Universität Potsdam

· Vorlage einer entsprechenden Konzeption bzw. von Studienordnungen bis Ende August 2006

3. Bezugswissenschaften des Studiums und deren interdisziplinäres Zusammenwirken 

In der Einzelbegründung zum Fach Ethik im Schulgesetz heißt es: „Bezugwissenschaften des Faches und für die Qualifizierung der Lehrkräfte sind die Sozial- und  Kulturwissenschaften, Philosophie, Religionswissenschaft, Erziehungswissenschaft, Psychologie und die Fachdidaktik.“ 

Diese Festlegungen zu den Bezugswissenschaften sind entsprechend in fachwissenschaftlichen, didaktischen und interdisziplinär angelegten Modulen der Ausbildungs- bzw. Studienordnung einzulösen.
 
Schwerpunkte der Fachdidaktik und Fachmethodik des Ethikunterrichts in Berlin sind wie auch in anderen Ethikfächern der Bundesrepublik soziales, ethisches und interkulturelles Lernen sowie die Vermittlung einer Grundbildung zu Religionen und Weltanschauungen, Kulturen und Fragen der Lebensgestaltung.
 

Die Ethik als Lehre vom guten und fairen Leben ist zwingend interdisziplinär breit angelegt, erst recht wenn sie in einem erfahrungs- und handlungsorientierten Unterricht vermittelt und mit sozialem und interkulturellem Lernen verbunden werden soll. Um die Fähigkeit zur interdisziplinären Bearbeitung von Themen zu verbessern und die Fähigkeit zur Integration von Fachwissenschaften und Fachdidaktik zu entwickeln, sind interdisziplinäre und integrative Projekte erforderlich.

4. Modularisierung

Durch eine Modularisierung der Studienveranstaltungen und die klare Zuweisung von entsprechenden Fachwissenschaften bzw. interdisziplinären Anteilen ist eine Anerkennung von bereits erbrachten Studienleistungen (bisherige Lehrbefähigungen)  der Studierenden  zu ermöglichen (Anrechnung von credit points). 

Zur Sicherung der religiösen bzw. weltanschaulichen Neutralität und einer fairen und sachkundigen Behandlung unterschiedlicher Religionen, Weltanschauungen und Kulturen im Ethikunterricht ist es für die Lehrkräfte mit einer Qualifikation für den Religions- bzw. Weltanschauungsunterricht erforderlich, Studienanteile zu anderen (fremden) Weltanschauungen und Religionen zu besuchen und Lehrveranstaltungen zum didaktischen Problem der religiös- weltanschaulichen  Neutralität zu belegen. Dieses gilt auch für Lehrkräfte mit der Fakultas für Philosophie und des Schulversuches Philosophie/Ethik. 
 

Die Menschenrechte und Menschenrechtserziehung sind als Kern und Brücke der Wertorientierung in unserer demokratischen und pluralistischen Gesellschaft sowie der Nationen und Kulturen der Welt in den Mittelpunkt ethischen Lernens zu stellen. Deswegen gehören ein Modul zu Menschenrechten und Menschenrechtserziehung in die Ausbildung aller Ethiklehrkräfte in Berlin.

5. Praxisbezug 

Die Inhalte und Methoden der Weiterbildung  sind  an den im Schulgesetz  festgelegten Aufgaben und Inhalten  des Faches auszurichten  und in Hinblick auf die vorgesehen Schulstufen und Schulformen auf ihre Praxisrelevanz hin auszugestalten.

Der Bundesverband der Ethiklehrkräfte blickt mit großem Interesse nach Berlin und hofft, dass hier Studiengänge für Ethik auf der Basis der im Schulgesetz verankerten Inhalte und Ziele des Unterrichtsfaches Ethik etabliert werden 

mit hohen Standards in Bezug auf 

· eine  interdisziplinäre Kooperation der verschiedenen Bezugswissenschaften, 

· eine Didaktik und Methodik des sozialen, ethischen und interkulturellen Lernens und 

· mit einer Praxisrelevanz der Lehrveranstaltungen für die Arbeit der Lehrkräfte mit Schülerinnen und Schülern der 7. bis 10. Klassen - an Gymnasien, Real-, Gesamt- und Hauptschulen in der pluralistischen Stadt Berlin. 

Nur mit einer Lehrerbildung, die den genannten Anforderungen entspricht, können die Ethiklehrkräfte die anspruchsvollen Aufgaben und Ziele erfüllen, die der Gesetzgeber mit dem neuen Ethikfach in Berlin verbindet.  

Der Veranstaltung heute Abend wünsche ich einen guten Verlauf mit interessanten  Vorträgen und einem produktiven Diskurs.  

Prof. Dr. Michael Bongardt, Freie Universität, Institut für vergleichende Ethik

Prof. Dr. Thomas Schmidt, Humboldt-Universität, Institut für Philosophie 

Zur Einrichtung von Ethik-Studiengängen an Berliner Universitäten*
Im Februar 2006 haben universitätenübergreifende Facharbeitsgruppen (FAG) damit begonnen, lehramtsbezogene Master-Studiengänge zu entwickeln. Zeitgleich zu der Einrichtung dieser FAGen hat sich auf Anregung von Herrn Senator Böger eine FAG Ethik konstituiert, deren Arbeitsauftrag darin bestand, die Struktur möglicher Studiengänge für die universitäre Ausbildung von Ethik-Lehrerinnen und -Lehrern auszuloten. Mitglieder der FAG Ethik waren Vertreter der FU und der HU sowie Vertreter der zuständigen Senatsverwaltung, die im Schuldienst tätig sind.

In der FAG Ethik besteht Einigkeit darüber, dass es wünschenswert ist, an Berliner Universitäten möglichst bald spezifische Studiengänge zur akademischen Ausbildung von Lehrerinnen und Lehrern für das neue Schulfach Ethik einzurichten. Die FU und die HU sind bereit und in der Lage, entsprechende Studiengänge aufzulegen.

Bei der Ausgestaltung der Studienangebote sind eine Reihe von inhaltlichen und strukturellen Gesichtspunkten zu berücksichtigen und gegeneinander abzuwägen. Nach ausführlichen Beratungen hat sich herausgestellt, dass es unter den zahlreichen grundsätzlich möglich scheinenden Studienmodellen zwei gibt, die den inhaltlichen und strukturellen Anforderungen an das neue Fach in besonders günstiger Weise Rechnung tragen.

Was die fachwissenschaftlichen Module angeht, so sehen beide Modelle eine inhaltliche Struktur vor, die der Vermittlung moralisch-ethischer Urteilsfähigkeit und allgemeiner Reflexionskompetenz, der Ausbildung und Förderung von Fähigkeiten wie der zur Konfliktlösung sowie der Vermittlung einschlägigen kulturtheoretischen Wissens Rechnung trägt.

Beide Modelle unterscheiden sich hinsichtlich der Gewichtung der Bezugswissenschaften, die Lehrveranstaltungen für die relevanten Module bereitstellen. Während das von der FU favorisierte Konzept neben der Philosophie Module anderer, für Ethik und Lebensorientierung relevanter Fächer vorsieht (Weltanschauungen, Religionen, Konflikt- und Genderforschung u. a.), strebt die HU einen Studiengang an, dessen fachwissenschaftliche Module primär durch das Institut für Philosophie der HU angeboten werden.

Ein Mischmodell, das die Grundkonzeption beider Vorschläge in einem einheitlichen Entwurf vereinigt, ist nicht sinnvoll vorstellbar. Dies ist jedoch nach Meinung der FAG kein Nachteil. Vielmehr ist es aus Sicht der FAG wünschenswert, sowohl an der FU als auch an der HU parallel einen der jeweils favorisierten Konzeption entsprechenden Studiengang einzurichten.

Marie-Luise Raters &  Ralf Stoecker, Universität Potsdam, Institut für Philosophie

Der LER-Studiengang an der Universität Potsdam 

Beitrag des Kollegiums LER der Universität Potsdam zum Experten-Hearing 

im Berliner Abgeordnetenhaus am 26. Juni 2006

Grundsätzliches zur Geschichte und zum bisherigen Erfolg des Studienganges: Nach einer positiv evaluierten Versuchsphase zwischen dem 1.8.1992 und dem 31.7. 1995 an 44 Brandenburger Schulen (durchgeführt in Zusammenarbeit mit staatlichen Lehrkräften und Mitarbeitern der Evangelischen Kirche) wurde das Fach LER (Lebensgestaltung - Ethik-Religionskunde) im Land Brandenburg im Jahr 1996 als ordentliches Schulfach eingeführt. Im selben Jahr begann das Land Brandenburg, brandenburgische Lehrer zu Fachlehrern für das neue Fach weiterzubilden, zunächst am Pädagogischen Landesinstitut und seit dem Frühjahr 2000 an der Universität Potsdam. Aufgrund dieser Weiterbildungsmaßnahmen konnte im Schuljahr 1996/97 der LER-Unterricht mit 159 Lehrern beginnen. Im Schuljahr 2000/2001 standen schon 707 LER-Lehrkräfte zur Verfügung, womit es in ca. 70 % der Brandenburger Schulen ausgebildete LER-Lehrerinnen und –Lehrer gab. Im Herbst des Jahres 2005 endeten die Weiterbildungsmaßnahmen. Nachdem das Fach LER am 11. Dezember 2001 vom Bundesverfassungsgericht als ordentliches Schulfach mit Abwahlmöglichkeit zugunsten eines konfessionellen Religionsunterrichts bestätigt worden war, wurde im WS 2002/03 der grundständige Studiengang LER an der Universität Potsdam aufgenommen, zunächst mit dem Studienziel Staatsexamen, dann nach einem Übergangsjahr 2004/05 als Bachelor- und Masterstudiengang (2. Fach Lehramt Gymnasium oder 1. bzw. 2. Lehramt Sek. 1 oder Primarstufe). Im April 2006 waren bei uns 153 Studenten in LER-Studiengängen immatrikuliert. 

Dabei wählt ein signifikanter Anteil der Studienbewerber das Fach, weil sie von ihrem eigenen LER-Unterricht angetan waren, was in unseren Augen nicht nur für das Schulfach generell spricht, sondern auch als Erfolg der vielfältigen Potsdamer LER-Lehrer-Ausbildung betrachtet werden kann. Dieses Angebot soll in der Zukunft noch um Internet-Dienstleistungen und Fortbildungsveranstaltungen ergänzt werden. Gerade hier ist eine Kooperation mit Prof. Schmidt und der Berliner Ethik-Lehrerausbildung von unserer Seite unbedingt erwünscht.

Zum Programm des LER-Studiengangs an der Universität Potsdam: Die Zielsetzung des LER-Studiengangs an der Universität Potsdam im § 1 der Studienordnung folgendermaßen beschrieben: „Das Studium im Fach LER soll Studierenden die Fähigkei​ten vermitteln, das gleichnamige Schulfach alters- und entwicklungsangemessen zu unterrichten. Hierzu sind sowohl die Aneignung fachwissenschaftlicher Grundlagen aus der Philosophie/Ethik und Religionskunde sowie die Erarbeitung jugendtypischer Problemfelder notwendig, wie sie von Psychologie und Soziologie angeboten wird. In diesem Studium sollen die zukünfti​gen LER-Lehrerinnen und -Lehrer die Fähigkeit erwerben, im Unterricht zusammen mit den Ju​gendlichen Problemen der Lebensgestaltung in einer Sozialwelt nachzugehen, die in ihren Hand​lungsmustern, Wertorientierungen und Traditionen verunsichert ist, und ihnen die Argumente, Lösungen und lebenspraktischen Folgerungen erschließen, die Kulturen, Religionen, Weltanschauun​gen und Wissenschaften gegeben haben und geben. Auf dieser Basis sollen die zukünftigen LER-Lehrerinnen und -Lehrer in der Lage sein, Jugendliche in ihrer Suche nach vertretbaren Begründun​gen ihres Handelns zu unterstützen und ihnen damit eine selbständige Urteilsbildung über Probleme gemeinsamen Lebens zu ermöglichen. Die Studierenden sollen auch auf Projekte im Unterricht vorbe​reitet werden, um in diesen Unterrichtsphasen praktische Problemlösung, persönliche Beteili​gung, fachliches Können und reflexive Erfahrung verbinden zu können. Angestrebt wird schließlich eine didaktische Kompetenz, die eine problembewusste Reflexion des Faches sowie eigener und fremder Unterrichtspraxis ermöglicht.“ 

  Unser Studiengang verfolgt also vier große Ziele. Zum einen sollen natürlich solide Kenntnisse insbesondere in den zwei Leitdisziplinen Philosophische Ethik und Religionswissenschaften vermittelt werden, sowie grundlegende Kenntnisse in der Psychologie und Soziologie. Zum zweiten sollen wissenschaftliche Techniken der Textlektüre sowie Fähigkeiten in der Entfaltung und Verteidigung von Wertentscheidungen eingeübt werden. Zum dritten sollen die Studierenden fachdidaktisch auf ihren zukünftigen Lehrer-Beruf vorbereitet werden. Viertens schließlich ist das interdisziplinäre Arbeiten ein charakteristisches Anliegen des LER-Studiums an der Universität Potsdam, insbesondere zwischen der philosophischen Ethik und den Religionswissenschaften. Zu betonen ist dabei, daß es uns weder in den religionskundlichen noch in den philosophisch-ethischen Veranstaltungen darum geht, möglichst viele einzelne religiöse oder philosophisch-ethische Positionen quasi wie in einem ‚Zoo’ vorzuführen. Weder die ethischen noch die religionswissenschaftlichen Veranstaltungen zielen primär auf die Vermittlung von Überblickswissen. Ziel ist in beiden Fällen vielmehr ein tieferes Verständnis für ethische Probleme und Strategien zu ihrer Lösung, sowie wie für religiöse Phänomene und Praktiken. 

Zu den besonderen Herausforderungen des LER-Studienganges an der Universität Potsdam: Das LER-Studium der Universität Potsdam versteht sich schon auf Bachelor- und insbesondere auch auf Master-Niveau als wissenschaftlicher Studiengang. Das bedeutet, daß die Dozenten die Rahmenforderungen der Studienordnung individuell füllen und damit den Studierenden die für ein akademisches Studium charakteristischen Möglichkeiten der Studiengestaltung und Schwerpunktsetzung bieten. Neuland stellt der interdisziplinäre Bereich des LER-Studiengangs dar. An der Universität Potsdam wird intensiv an der Entwicklung von interdisziplinären Themen und Arbeitsmethoden im Grenzgebiet zwischen philosophischer Ethik und Religionskunde gearbeitet. Insbesondere in den interdisziplinären Veranstaltungen zeigt der LER-Studiengang sein charakteristisches Potential und seinen besonderen Reiz gegenüber den alternativen Beschäftigungen entweder mit philosophischer Ethik oder mit einer konfessionellen Religion, wie sie in den übrigen Bundesländern üblich ist. Die nicht zu leugnende Fülle des Lehrstoffs, der unseren Studenten zugemutet wird, läßt sich hier bündeln, fokussieren und unter einheitlichen Gesichtspunkten betrachten. Das hat sich als besonders wichtig für den Erfolg des Studienganges erwiesen. 

Angesichts der überaus fruchtbaren Arbeit im interdisziplinären Bereich und der großen Akzeptanz von Seiten unserer Studierenden würden wir dem Land Berlin empfehlen, sich in der Ausgestaltung der Ethiklehrer-Ausbildung an unserem LER-Studium zu orientieren. Eine Parallele zwischen dem Berliner und Potsdamer Ethik/LER-Studium würde auch die in anderen Fächern selbstverständliche Nutzung des gesamten Lehrangebots durch Studierende beider Universitätsstandorte erleichtern.

Der Aufbau des Bachelor-Studiums an der Universität Potsdam:  Die Regelstudienzeit an der Universität Potsdam beträgt für ein Bachelor-Studium LER (2. Fach Lehramt Gymnasium oder 1. bzw. 2. Fach Lehramt Sek. I. und Primarstufe) 6 Semester und für einen Master-Studium 3 Semester (Sek. I. und Primarstufe) bzw.  4. Semester (Sek. II). 
Die Anforderungen des Erweiterungsstudienganges entsprechen den Anforderungen des Bachelor-Studiengangs. Im Bachelor-Studiengang LER  müssen 70 LP (bzw. 75 incl. Bachelor-Arbeit) erworben werden und im Masterstudium 25 LP (2. Fach Gymnasium) oder 14 LP (1 Fach Sek. I bzw. Prim) oder 6 LP (2. Fach Sek. I bzw. Prim.). Ein LP entspricht einem Arbeitsaufwand von 30 Stunden studentischer Arbeit. Die Anzahl der LP spiegelt in etwa das Gewicht der Teildisziplinen in LER wider. Das LER-Studium ruht somit auf insgesamt vier Säulen. Die beiden dicksten Säulen bilden die Leitdisziplinen der philosophischen Ethik und der Religionskunde. In beiden Disziplinen sind im Rahmen eines Bachelor-Studiums jeweils 13 LP zu erbringen. Vermittelt werden sollen nicht nur Wissen, sondern auch Techniken und Fertigkeiten. 
Eine weitere Säule ist die Säule der Lebensgestaltung, die von den Disziplinen Psychologie und Soziologie bedient wird, in denen zusammen 16 LP erbracht werden müssen. Die vierte Säule ist die Fachdidaktik, in der 10 LP erbracht werden müssen. Quasi das ‚Dach’ bildet dann der Interdisziplinäre Bereich. Er setzt sich zum einen zusammen aus einem interdisziplinären Propädeutikum, das von den Leitdisziplinen Philosophische Ethik und Religionswissenschaft durchgeführt wird und mit 3 LP veranschlagt ist. Der interdisziplinäre Bereich besteht aber insbesondere aus der Arbeit an zwei Projekten, an denen sämtliche Disziplinen von LER teilnehmen. Diese interdisziplinäre Projektarbeit wird mit insgesamt 13 LP bepunktet. Eine individuelle Schwerpunksetzung ist schließlich noch im Rahmen eines Vertiefungsmoduls aus einem Bereich freier Wahl möglich, das mit 2 LP veranschlagt wird. Im Anhang dieses Berichts findet sich eine exemplarische Auflistung von Themen, die im LER-Studium der letzten Jahre tatsächlich behandelt wurden.

Ausblick und abschließendes Plädoyer: Ein Begleitforschungsprogramm zur Auswertung des Erfolgs unseres grundständigen Studienganges ist geplant. Jetzt schon läßt sich jedoch feststellen, daß es in jedem Jahr deutlich mehr Bewerber als Studienplätze gibt. Außerdem haben wir relativ wenige Studienabbrüche zu verzeichnen. Insofern können wir unseren grundständigen Studiengang nach dem heutigen Stand unserer Kenntnisse als erfolgreich einstufen. Wir haben deshalb schon wiederholt dafür geworben, das Brandenburger LER-Modell als Vorbild für die Konzeption des Ethik-Unterrichtes für das Land Berlin heranzuziehen. Übernommen werden sollte aus unserer Sicht insbesondere die Schwerpunktsetzung auf die interdisziplinäre Arbeit zwischen den Leitdisziplinen Philosophische Ethik und Religionswissenschaft. Übernommen werden sollte auch der wissenschaftliche Anspruch des Faches, die durch ein größtmögliches Maß an Wahlmöglichkeit für die Studenten und eigenständiger Forschungsarbeit für die Dozenten gewährleistet wird.

Anhang: Tabellarische Übersicht über ein mögliches Bachelor-Studium an der Universität Potsdam

Grafische Übersicht von möglichen Veranstaltungen im Rahmen des Bachelor-Studiengangs LER an der Universität Potsdam

	Bereich
	Veranstaltungen 
	Stun-den 
	Beispiele für Themen

	Philosophie/ Ethik

(13 LP)
	Philosophische Propädeutik 
	2 LP
	Was ist ein gültiger Schluß? 

Wie schreibe ich einen Essay?

	
	System. Einführung Phil.
	2 LP
	Was ist Erkenntnistheorie, Metaphysik, Ästhetik, Politische Philosophie etc. im Grundriß?

	
	Grundpositionen der Ethik
	2 LP
	Historischer Abriß Praktische Philosophie Utilitarismus, Tugendethik, 

	
	Grundprobleme der praktischen Philosophie 
	2 LP
	Willensfreiheit, Handlungstheorie, Personalität, Menschenwürde

	
	Angewandte Ethik
	2 LP
	Toleranz, Suizid, Stammzellenforschung, Hunger

	
	schriftliche Arbeit
	3 LP
	

	Religions-kunde

(13 LP)
	Christentum
	2 LP
	Die Rezeption der Bibel, Engel, Heilige, Fronleichnam

	
	Judentum und Islam 
	2 LP
	Das Alte Testament (Hebräische Bibel), Thora (Tora), Koran

	
	Weltreligionen und Religiosität in der Gegenwart
	2 LP
	‚Gruftis’, New Age, Berührungsängste mit Religion

	
	Religionsgeschichtliche Texte
	2 LP
	Wie liest man Gleichnisse? Was unterscheidet die Texte des Korans von denen der Bibel?

	
	Grundfragen der Religionen im interreligiösen Vergleich
	2 LP
	Gibt es ein Jenseits? Die Stellung von Institutionen. 

	
	schriftliche Arbeit
	3 LP
	

	Religions-kunde + Ethik (3 LP)
	Interdisziplinäres Propädeutikum
	3 LP
	Die Stellung von Mann und Frau in der Philosophie und den Religionen 

Philosophische Gottesbeweise versus Offenbarung. 

	Psychologie (8/11)
	Werte und Ziele 
	2 LP
	Gibt es interkulturelle Werte? 

	
	Emotionen 
	1 LP
	Die Rationalität von Gefühlen.

	
	Grenzsituationen, Konflikte 
	2 LP
	Gibt es kreativen Streit?

	
	Konfliktlösung 
	3 LP
	Strategien der Konfliktbewältigung.

	
	event. schriftl. Arbeit (vgl. Sozil)
	0 /3 LP
	

	Soziologie  
(5/8 LP)
	Gesellschaftlicher Wandel und die Jugendphase 
	2 LP
	Wertewandel zwischen 68-Generation und Mauerkindern

	
	Jugendliche Lebensformen 
	2 LP
	WG als Familienersatz?

	
	event. schriftl. Arbeit (vgl. Pschol.)
	0/ 3 LP
	

	Fachdidaktik (10 LP)
	Einführung in die Fachdidaktik LER 
	2 LP
	Projektmethode (John Dewey u.a.)

	
	Schulpraktikum 
	5 LP
	

	
	schriftl Arbeit
	3 LP
	

	Integrativer Projektbereich
(13 LP)
	Projekt Themen aus LER 1
	5 LP
	Vorbilder, Gewalt

	
	Projekt Themen aus LER 2
	5 LP
	Das Bedürfnis nach Religion, Werte als Spiegel einer Gesellschaft

	
	schriftl. Arbeit
	3 LP
	

	Vertiefungsmodul
	eine Veranstaltung nach Wahl
	1 bzw. 2 LP
	

	Eventuell Bachelorarbeit
	
	5 LP
	Summe: 70 (bzw. 75 LP mit Bachelor-Arbeit


Prof. Dr. Ulf Preuss-Lausitz, Technische Universität Berlin, FB Erziehungswissenschaften

Lehrerbildung für das gemeinsame Wertefach in Berlin

Vorbemerkung. Mit ist die Aufgabe gestellt, das Weiterbildungsfach unter dem Aspekt seiner Integration in die allgemeine neue, gestufte Lehrerbildung in Berlin zu betrachten. Dabei wird vor allem vorgeschlagen, seine Struktur schon jetzt so auszulegen, dass der Übergang in ein künftiges universitäres Studium des Faches möglichst einfach möglich sein soll. Ich beschränke mich auf sechs Punkte.

1. Zu begrüßen sind die Beschlüsse von Schul- und Hauptausschuss (11. 5. bzw. 7. 6. 06), auch für das künftige Fach Ethik
 Rahmenstrukturen vorzugeben, die sich auf die Modulstruktur, auf die KMK-Standards und inhaltlich auf Kompetenzformulierungen beziehen. Damit wird die Weiterbildungsplanung in die neue Berliner gestufte Lehrerausbildung integriert. Sobald eine universitäre gestufte Ausbildung für dieses Fach eingeführt wird, kann es dadurch akkreditierungsfähig werden und sich in die übrige Lehrerausbildung problemlos einfügen.

2. Die Vorgabe des Abgeordnetenhauses, 60 SWS für eine vollständige Qualifizierung vorzusehen, entspricht in der neuen Sprache gestufter Studiengänge etwa 90 Leistungspunkten (LP), wobei die Hochschulen und Fakultäten den 30-h-Aufwand pro Leistungspunkt je nach Gegenstand und Fach zuweilen unterschiedlich einschätzen. In den 90 LP sind fachwissenschaftliche, fachdidaktische und erziehungswissenschaftliche Komponenten enthalten. Vergleicht man diesen Umfang mit dem Umfang der neuen Kern- bzw. Zweitfächer (BA und MA zusammen), dann stellt sich der Umfang etwa so dar:

Leistungspunkte im gestuften Studium im Vergleich zum Ethik-Weiterbildungsfach

	Ethikfach neu
	Kernfach BA + großer MA (ein Fach)
	Kernfach BA + kleiner MA (ein Fach)
	Zweitfach BA + großer MA (ein Fach)
	Zweitfach BA + kleiner MA

	90 LP insgesamt (FW, BW
)
	BA: 90 LP FW1 + 30 LP BW

MA: 15 LP FW1 + 47 BW (einschl. DaZ) + 15 LP Masterarbeit
	BA: 90 LP FW1 + 30 LP BW

MA: 0 LP FW1 + 29 LP BW (einschl. DaZ + 15 LP Masterarbeit
	BA: 60 LP FW1 + 30 LP BW

MA: 15 LP FW1 +47 LP BW (einschl. DaZ) + 15 LP Masterarbeit
	BA: 60 LP FW1 + 30 LP BW

MA: 0 LP FW1 + 47 LP BW (einschl. DaZ) und 15 LP Masterarbeit

	
	105 LP FW1 + 92 LP BW
	90 LP FW1 + 73 LP BW
	75 LP FW1 + 92 LP BW
	60 LP FW1 + 82 LP BW

	90 LP
	197 LP
	163 LP
	167 LP
	142 LP


Im Vergleich ist der Weiterbildungsstudiengang mit 60 SWS = 90 LP also kürzer. Beachtet man jedoch, dass hier ausgebildete Lehrkräfte weitergebildet werden, die schon zuvor in der alten Ausbildung 20 SWS EWI und eine andere Sozialwissenschaft, je 2 SWS Integrationspädagogik und Interkulturelle Erziehung und je 8 SWS FD
 in ihren zwei Fächern hatten, also umgerechnet rd. 55 LP Berufswissenschaft studierten, kann man die Fortbildungsnotwendigkeiten im Bereich der BW (EWI/ Päd. Psych., FD) anrechnen und kommt dann zu einem zwar immer noch knappen, aber akzeptablen Weiterbildungsumfang. Ich plädiere allerdings dafür, dass diese berufswissenschaftliche Kompetenzen zu Beginn der Weiterbildung individuell überprüft und erst dann ggf. anerkannt, d.h. ihr Erwerb erlassen wird (z.B. Beratungskompetenz; Genderkompetenzen; Lerntheorien; sozialpsychologische Kenntnisse usw.). Ich schätze ein, dass etwa ein Drittel bis ein Viertel der 90 LP für kompetenzorientierte BW verbleiben müssen.

Zu prüfen ist, ob das Fach langfristig als Kernfach oder als Zweitfach oder wahlweise zu konzipieren ist. Spätestens wenn es einen grundständigen Studiengang gibt, sollte diese Frage geklärt werden. Auch ist zu klären, welche Kombinationen innerhalb der normalen Lehrämtern – von L1 bis L6 – mit diesem Fach möglich sind bzw. ausgeschlossen werden. Ich plädiere dafür, Ethik innerhalb aller Lehrämter anzubieten, und zwar als Kernfach wie als Zweitfach. Das schließt dann eine Lang- und ein Kurzfassung ein, wie bei anderen Schulfächern auch.

3. Es ist gut, dass die Brandenburger Erfahrungen für Berlin genutzt werden sollen. Das sollte auch für die interdisziplinäre curriculare Struktur und für den Projektgedanken gelten. Die Modulstruktur ermöglicht sowohl das getrennte wie das disziplinär verzahnte Studium (z.B. bei Projekten, die sich auf die Themenfelder im Rahmenplanentwurf beziehen).

4. Um zu verdeutlichen, welche Chance im Modulcharakter der Ausbildung, insbesondere angesichts der Komplexität dieses Schulfaches, enthalten sind, stelle ich einen fiktiven Studienverlaufsplan vor, bezogen auf die vorgegebenen 90 LP und mit sechs fiktiven, zeitlich nicht definierten Studienabschnitten. Selbstverständlich können nicht nur andere Inhalte, sondern auch andere Studienformen integriert werden. Die Formen des Studienerfolgnachweises (Modulprüfungen oder prüfungsäquivalente Leistungen, einschließlich Portfolios, gemeinsame Präsentationen bei Projektteilen oder klassische Formen der schriftlichen und mündlichen Leistung) werden hier nicht dargestellt.

In diesem Szenario ist die Zahl der Module (20 bei 90 LP) relativ hoch, so dass geprüft werden sollte, bestimmte Bereiche zusammen zu fassen, auch, um die Zahl von Modulprüfungen zu senken. Es ist auch offen gelassen, von welchen Disziplinen welche Module angeboten werden, welche außer M 5 und 13 gemeinsam verantwortet werden und wie die quantitative Gewichtung ist. 

Unabdingbar ist es bei solch einem Plan, dass institutionell die beteiligten Fachgebiete Philosophie, Vergl. Religionswissenschaft, Psychologie, Soziologie, Erziehungswissenschaft, 

Fachdidaktik Ethik zusammenarbeiten. 

Das Konzept eines verbindlichen Abstimmungsgremiums für diesen Studiengang analog dem Vorgehen in Potsdam ist daher notwendig. Es macht wenig Sinn – soll interdisziplinär auf gleicher Augenhöhe kooperiert werden -, wenn eine Disziplin zur „Mutterdisziplin“ erklärt wird; schließlich geht es hier nicht um ein Konzept einer Wissenschaft, sondern um ein Schulfach, dass ähnlich komplex verschiedene fachwissenschaftliche, erziehungs- und sozialwissenschaftliche und fachdidaktische Elemente verbinden muss wie das integrative Fach Arbeitslehre (mit ähnlichen Problemen). 

Fiktiver Studienverlaufsplan 

	Zeiteinheit 

mit 15 LP
	Zeiteinheit mit 15 LP
	Zeiteinheit mit 15 LP
	Zeiteinheit

mit 15 LP
	Zeiteinheit 

mit 10 LP
	Zeiteinheit

mit 20 LP

	M1
 Philos. Grundlagen


	M5 Interdisz. Projekt mit Wahlpflichtthemen auch dem Bereich ethische Konflikte
	M12: Humanismus und Pluralismus
	M16 Philos. Vertiefung Th.felder1-6
	M19 offener Bereich: Vertiefungswahl

	M2 Lern- und Entwicklungspsychologie
	M6 Sozialisationstheorien und moralische Entwicklung
	M9 Beratungskompetenz (mit Übungen)
	M13 Interdisz. Projekt aus dem Bereich 

Migration, Ethik und Lebenswelt heute. 

Präsentation als Portfolio 

	M3 Weltreligionen I: Grundlagen
	M7 Weltreligionen II: Geschichte und Konflikte 
	M10 Menschenrechtsdefinitionen in Religionen und Geschichte
	M14 Weltreligionen III: Gender und Religion
	M17 Wahlpflichtthemen, Vertiefung 
	M20 Hausarbeit aus Bereich Weltreligionen oder Lebenswelt Jugendlicher

	M4 Forschungsstand guter Unterricht
	M8 Verfahren der Streitschlichtung und Gewaltprävention
	M11 Vorurteile: Entstehung und Abbau
	M15 FD

Ethikunterricht I 
	M18 FD 

Ethikunterricht II (vergleichend mit Religion und Human. Lebenskunde)
	M21 Unterrichtsexperiment


5. Ebenfalls nötig ist eine prozessbegleitende Evaluation, wie sie auch die Universitäten für die neue Lehrerausbildung vorbereiten, eine Verpflichtung, die den Hochschulen vom Berliner Senat in den Hochschulverträgen zu Recht auferlegt wurde. Die Evaluation sollte in Analogie zum vorliegenden Konzept der Berliner Universitäten konzipiert und vom zuständigen Koordinierungsgremium realisiert werden. Besonders wichtig dürften dabei die Erfahrungen sein, die die praktizierenden Lehrkräfte, aber auch die Schüler/innen und ihre Eltern mit diesem Fach machen. 

6. Der neue Weiterbildungsstudiengang ist eine Chance für interdisziplinäre und interreligiöse bzw. inter-weltanschauliche Zusammenarbeit, auch mit den Ausbildern für die Humanistischen Lebenskunde und den Religionsunterricht. Die Erfahrungen dieser Ausbilder sollten mit einbezogen werden. Selbstverständlich muss dabei auch die häufig gestellte Befürchtung geprüft werden, ob der Religionsunterricht und der Unterricht in Humanistischer Lebenskunde quantitativ durch das Fach Ethik beschädigt wird und wie beide Fächer sich in die Diskussion um Wertebildung unter Bedingungen von Pluralität und sozialer Kohäsion kooperativ einbringen können.

Dr. Claudia Lohrenscheit, Deutsches Institut für Menschenrechte1*
Ethik und Menschenrechte zusammen denken 

- Menschenrechtsbildung als Herausforderung für die Schule

Mit der Einführung des neuen Unterrichtsfaches "Ethik" in Berlin besteht eine einmalige Gelegenheit, Menschenrechtsbildung systematisch in ein Unterrichtsfach der Sekundarstufe zu integrieren. Berlin könnte hier - als Modell auch für andere Bundesländer - eine Vorreiterrolle übernehmen. Mit dem vorliegendem Beitrag, der in gekürzter Form während des Expertenhearings im Berliner Abgeordnetenhaus vorgetragen wurde, sollen Anregungen gegeben werden, die zeigen, welche konstruktiven Beiträge die Menschenrechtsbildung für die Ausgestaltung des Ethik-Fachs sowie für die Ausbildung der Ethiklehrkräfte liefern kann.
Den Rahmen für diese Anregungen bietet ein Diskussionspapier des Forum Menschenrechte über „Bildungsstandards für Menschenrechtsbildung in der Schule“, an dem die Autorin mitgearbeitet hat und das im Folgenden in Auszügen dokumentiert wird.2 Dabei sollen zuerst einige allgemeine Hinweise gegeben werden, welchen generellen Beitrag die Schulen zur Förderung eines Menschenrechtsbewusstseins leisten können. Zweitens sollen die Aufgabenfelder und zu fördernden Kompetenzbereiche der Menschenrechtsbildung kurz beschrieben werden, um daran anschließend anhand zweier Themenbereiche des neuen Unterrichtsfaches Ethik exemplarisch aufzuzeigen, wie Menschenrechtsbildung in das Fach integriert werden kann. Drittens werden die Entwicklung der Menschenrechtsbildung aus der internationalen Perspektive sowie die Anforderungen, die sich daraus für die Schule ergeben, kurz skizziert.

Das Deutsche Institut für Menschenrechte hat seit seiner Gründung 2001 wertvolle Erfahrungen im Bereich der Menschenrechtsbildung mit unterschiedlichen Zielgruppen gesammelt sowie auch eigene Unterrichtsmaterialien für die schulische und außerschulische Bildungsarbeit herausgegeben (z.B. das „KOMPASS-Handbuch zur Menschenrechtsbildung“).3 Das Institut ist grundsätzlich bereit diese Erfahrungen und Anregungen in die Ausbildung der Ethiklehrerinnen und -Lehrer einzubringen (beispielsweise in Form einzelner Module).

1. Der Beitrag der Schulen zur Förderung der Menschenrechte

Menschenrechte sind mehr als ein Einzelthema für den Unterricht. Sie stellen eine universelle ethische und rechtliche Grundlage dar, die prinzipiell von allen Kulturen und Religionen weltweit akzeptiert wird. In den Menschenrechten findet nicht nur das aktive Eintreten gegen Unrechtserfahrungen seinen Niederschlag, sondern auch eine gemeinsame Wertegrundlage.

Daher sollte die Menschenrechtsbildung fest in dem neuen Unterrichtsfach Ethik verankert werden. Hiermit würde auch den internationalen Anforderungen der Vereinten Nationen und des Europarats entsprochen, Menschenrechtsbildung verbindlich in schulische Curricula sowie auch in der Lehreraus- und Fortbildung zu integrieren. Das heißt auch, dass einzelne Inhalte, stärker auf eine menschenrechtliche Grundlage gestellt werden können. Wenn beispielsweise der Themenkomplex „Diskriminierung, Gewalt und Toleranz“ behandelt wird, sollten auch die internationalen menschenrechtlichen Mechanismen zum Diskriminierungsschutz, die für Deutschland bindend sind, behandelt werden (z.B. das UN​Übereinkommen gegen rassistische Diskriminierung oder die UN-Frauenrechtskonvention).

Schülerinnen und Schüler sollten in die Lage versetzt werden, den Unterschied zwischen Bedürfnissen und Rechten und den Zusammenhang von Rechten und Verantwortung zu erkennen. Kompetenzerwerb sollte darauf abzielen, sowohl die Fähigkeit zu erwerben, sich für die eigenen Rechte einzusetzen, als auch sich solidarisch für die Rechte anderer stark zu machen. Aus didaktischer Perspektive ist es hierbei zentral, dass ein konstruktiver Zugang ermöglicht wird und Schüler/innen nicht sofort mit schweren Menschenrechtsverletzungen konfrontiert werden. Solch einen konstruktiven Zugang kann für Schülerinnen und Schüler der Sek. II beispielsweise die Beschäftigung mit Kinderrechten sein, wie sie in der UN​Kinderrechtskonvention verankert sind.

Schule sollte ein Ort sein, wo im Sinne von Demokratie und Menschenrechten Orientierung vermittelt, kritische Beurteilung ermöglicht und gesellschaftliches Engagement gefördert werden kann. Die Öffnung Deutschlands hin zu einer multiethnischen und multireligiösen Gesellschaft, die Pluralisierung der Familienformen und Lebensweisen sowie auch der demographische Wandel fordern die Schule mehr denn je heraus, politische Mündigkeit zu generieren. Ohne praktische Erfahrungen und eine konkrete Vorstellung darüber, was Demokratie und Menschenrechte bedeuten, wird es schwerlich möglich sein, den notwendigen Veränderungsprozessen konstruktiv Rechnung zu tragen. Eine auf Demokratie und Menschenrechte gestützte Schule schafft Verständnis und Akzeptanz für die unveräußerlichen Prinzipien einer freiheitlichen Gesellschaft, die es beständig vor dem Zugriff Dritter zu schützen und fortwährend zu gewährleisten gilt.

Menschenrechtsbezogene Bildungsarbeit ist hierbei ein wichtiges und notwendiges Instrument für die Förderung und Verwirklichung von Menschenrechten und Demokratie, im Sinne einer «Kultur der Menschenrechte», wie sie von der UNESCO gefordert und gefördert wird. Angesichts der vielfachen Menschenrechtsgefährdungen und -verletzungen weltweit kann nicht davon ausgegangen werden, dass eine rechtlich verbindliche Staatenpflicht für die Achtung und Umsetzung der Menschenrechte ausreicht. Damit aus der Rechtssetzung eine Rechtswirklichkeit wird, ist es vielmehr notwendig, ein Menschenrechtsbewusstsein zu fördern, damit Menschenrechtsgefährdungen und -verletzungen als solche erkannt und die Realisierung der Menschenrechte eingefordert werden kann. Doch wie soll dies geschehen, wenn das Wissen über Menschenrechte und das Verständnis über ihre Bedeutung für ein humanes und friedliches Zusammenleben der Menschen unzureichend vorhanden ist?

2. Aufgabenfelder und Kompetenzbereiche der Menschenrechtsbildung

In Deutschland sind die internationalen Entwicklungen und Anforderungen für Menschenrechtsbildung bislang nicht ausreichend rezipiert worden. Abgesehen von einigen Modellprojekten und den UNESCO-Projektschulen finden sich nur wenige Beispiele für eine erfolgreiche Integration von Menschenrechtsbildung in Schulen. Dies gilt auch für die universitäre Ausbildung des Lehrkörpers und setzt sich in der Schulentwicklung fort. Dabei ist zwischen expliziten und impliziten Ansätzen der Menschenrechtsbildung zu unterscheiden. Implizite Menschenrechtsbildung meint verwandte pädagogische Ansätze und die Behandlung von menschenrechtsrelevanten Themen, ohne dass ausdrückliche Bezüge zu den völkerrechtlich bindenden Menschenrechten hergestellt werden. Die Reduktion der Menschenrechtsbildung durch implizite Ansätze führt häufig dazu, dass Lehrkräfte und Pädagog/innen den Eindruck gewinnen, Menschenrechtsbildung sei längst fester Bestandteil des schulischen Unterrichtsgeschehens. Im Unterschied dazu sind explizite Ansätze zur Menschenrechtsbildung zu sehen, durch die menschenrechtsrelevante Themen und Problemstellungen mit direktem Bezug zu internationalen und regionalen Menschenrechtsverträgen, -instrumenten und -mechanismen behandelt werden (z.B. im System der Vereinten Nationen oder auf der europäischen Ebene).

Eine in diesem Sinne explizite Menschenrechtsbildung steckt in Deutschland noch in den Kinderschuhen. Dies belegen beispielsweise die Ergebnisse einer von den Universitäten Leipzig und Marburg in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Institut für Menschenrechte durchgeführten Studie zum Thema „Einstellung der Deutschen zu Menschenrechten“4 . Laut dieser Studie weist das Wissen und die Deutung von Menschenrechten große Lücken auf, so können die Bundesbürger/innen im Durchschnitt weniger als drei der 30 Artikel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen sinngemäß wiedergeben. Karl Peter Fritzsche, Inhaber des UNESCO Lehrstuhls für Menschenrechtsbildung an der Universität Magdeburg, merkt hierzu an, dass Menschenrechte, die nicht bekannt sind und verstanden werden, auch nicht geachtet, eingefordert oder verteidigt werden können.5
Aus diesem Grund ist die Menschenrechtsbildung ein unverzichtbarer Bestandteil für die Entwicklung und Förderung der Menschenrechte in Deutschland. Die zu erlangenden Kompetenzen sind als ein Entwicklungsprozess zu verstehen, der einerseits an bereits vorhandene Fähigkeiten anknüpft und andererseits auf deren Erweiterung und qualitative Verbesserung abzielt. Es können drei Aufgabenbereiche der Menschenrechtsbildung unterschieden werden, die sich den Modellen zur Kompetenzentwicklung zuordnen lassen: das Lernen über, durch und für die Menschenrechte:

Menschenrechtliche Urteilsfähigkeit bedeutet:

· Lernen über die Menschenrechte, d.h. die Vermittlung von Wissen über die Entstehung und Entwicklung der Menschenrechte als Lerngeschichte in Antwort auf Unrechtserfahrungen sowie die darin enthaltenen Fortschritte und Widersprüche; über die verschiedenen zentralen Vertragstexte und Dokumente sowie über wichtige nationale und internationale Initiativen, Gruppen und Einzelpersonen, die für die Realisierung der Menschenrechte kämpfen;
· Lernen durch die Menschenrechte, d.h. die Entwicklung des Bewusstseins jedes Einzelnen, wie und wodurch Menschenrechte in die konkrete soziale und politische Wirklichkeit (in der Schule) übersetzt werden können; Förderung von anti​diskriminierenden Einstellungen und Haltungen zur Akzeptanz von und zur Solidarität für die Realisierung von Menschenrechten.

Menschenrechtliche Handlungsfähigkeit bedeutet:

· Lernen für die Menschenrechte, d.h. die pro-aktive Förderung von Fertigkeiten und Handlungskompetenzen für die Realisierung von Menschenrechten, die sich im alltäglichen und professionellen Handeln niederschlagen.

Menschenrechtsbezogene methodische Fähigkeit bedeutet:

· eine kritische Selbstwahrnehmung zu entwickeln und sich selbständig zu menschenrechtlichen Fragen zu orientieren, dies mit unterschiedlichen Methoden zu bearbeiten und zu bewerten sowie eigenständig Lernprozesse zu organisieren und sich anzueignen.

Abb. 1: Aufgaben und Ziele: Dreiklang der Menschenrechtsbildung


[image: image3]
Die verschiedenen Kompetenzbereiche, d.h. die menschenrechtsbezogene Urteils- und Handlungsfähigkeit sowie die menschenrechtsbezogenen methodischen Fähigkeiten, stehen nicht unvermittelt nebeneinander, sondern müssen in ihren wechselseitigen Zusammenhängen gesehen werden. Bei der Menschenrechtsbildung geht es um grundlegende Annahmen, um Deutungen und Erklärungsmodelle über Gesellschaft, Recht, Politik, Wirtschaft und Weltanschauungen. Dieses wird als konzeptuelles Deutungswissen bezeichnet. Zentral für die Menschenrechtsbildung ist ein Deutungswissen, das Schülerinnen und Schülern den Sinngehalt und die innere Logik von menschenrechtsgefährdenden bzw. -behindernden und menschenrechtsfördernden Institutionen, Ordnungsmodellen, Denkweisen und Handlungen – einschließlich der wesentlichen damit verbundenen Kontroversen – erschließt. Für das Unterrichtsfach Ethik lassen sich diese Aufgaben und die zu fördernden Kompetenzen anhand der einzelnen Themenbereiche aufschlüsseln, was im Folgenden exemplarisch anhand der zwei Themenbereiche „Freiheit, Verantwortung und Solidarität“ sowie „Gleichheit, Recht und Freiheit“ veranschaulicht werden soll.

2.1 Anregungen zum Themenbereich „Freiheit, Verantwortung 

      und Solidarität“

„Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren“ - so beginnt Artikel 1 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen (AEMR) aus dem Jahr 1948. Die AEMR ist die Grundlage für das moderne Verständnis universeller Menschenrechte. Sie begründet das internationale Menschenrechtsschutzsystem, demgegenüber auch Deutschland verpflichtet ist. Der erste Artikel begründet Freiheit, Gleichheit, Würde und Rechte als Kernelemente der Menschenrechte. Die Freiheit des Menschen gründet in der unveräußerlichen Würde jedes und jeder Einzelnen. Sie ist nur dadurch begrenzt, dass alle Menschen die gleiche Freiheit haben, d.h. kein Mensch darf in der Ausübung der eigenen Freiheit, die Freiheit eines Anderen verletzen. Die Präambel der AEMR benennt vier Grundfreiheiten als das „höchste Gut“ der Menschen: „da verkündet worden ist, dass eine Welt in der Menschen Rede- und Glaubensfreiheit und Freiheit von Furcht und Not genießen, als das höchste Streben des Menschen gilt (…)“

Die Freiheit des Glaubens meint die Religionsfreiheit, aber auch im weiteren Sinne die Freiheit der Weltanschauung, denn alle Menschen machen sich ein Bild von der Welt und ihrem Streben nach Glück. Die Freiheit der Rede umfasst etwa die Pressefreiheit, die freie Meinungsäußerung, aber beispielsweise auch die Versammlungsfreiheit. Die Freiheit von Furcht meint, dass der Staat nicht willkürlich Rechte begrenzen oder verletzen darf und die Menschen vor Übergriffen - auch durch Dritte - schützen muss. Die Freiheit von Not ist im Sinne sozialer Rechte zu verstehen, d.h. Menschen haben Anspruch auf soziale Rechte, wie etwas das Recht auf Nahrung, das Recht auf Gesundheit und das Recht auf Bildung.

Freiheit meint zunächst die Freiheit jedes einzelnen Menschen. Doch die in individueller Freiheit vollzogenen Entscheidungen und Handlungen haben Konsequenzen sowohl für den Einzelnen als auch für andere, bedingen also Verantwortlichkeit und Solidarität. Verantwortungsgefühl eines jeden für die Anderen und für die Gemeinschaft zu entwickeln, ist unerlässliche Voraussetzung für das Leben in der Gesellschaft. Voraussetzung dafür sind die Solidarität und die Achtung vor der Menschenwürde und den Menschenrechten.

2.2 Anregungen zum Themenbereich „Gleichheit, Recht und Freiheit“

Alle Menschenrechte sind sowohl Freiheits- als auch Gleichheitsrechte. Doch warum brauchen Menschen überhaupt Regeln und Rechte für das Zusammenleben und welchen Zweck erfüllen die Menschenrechte? Die Entwicklung der Menschenrechte ist ein unabgeschlossener (Lern-) Prozess. Überall auf der Welt werden Menschenrechte als Antwort auf Unrechtserfahrungen erkämpft und verteidigt. Damit sie kein bloßes Postulat bleiben, braucht die Verteidigung der Menschenrechte das Engagement jedes Einzelnen, d.h. von Staats- und Regierungsvertretern genauso wie von Vertreterinnen und Vertretern aus

Wissenschaft und Zivilgesellschaft sowie aus nationalen und internationalen Menschenrechtsorganisationen.

Die universellen Menschenrechte schützen die Rechte von Frauen und Männern, Kindern und Jugendlichen gleichermaßen. Für Schülerinnen und Schüler sind insbesondere die Rechte der Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen aus dem Jahr 1989 zentral. Sie sollten wissen, welche Rechte und welche Verantwortung sie als Heranwachsenden haben, und wie ihre Rechte international und in Deutschland umgesetzt und geschützt werden (z.B. durch den „Nationalen Aktionsplan für ein kindergerechtes Deutschland“ der Bundesregierung, BMFSFJ 2005). Schülerinnen und Schüler können sich aktiv für den Schutz von Kinderrechten einbringen. Die Kinderrechtskonvention stellt das Wohl des Kindes in den Mittelpunkt und garantiert Kindern- und Jugendlichen das Recht auf Teilhabe und freie Meinungsäußerung in allen Angelegenheiten, die sie betreffen.

3. Hintergrund: Die Entwicklung der Menschenrechtsbildung und die Schule

Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (AEMR) von 1948 enthält erstmals in Artikel 26 ein für alle Menschen festgeschriebenes Recht auf Bildung. Dieses Recht auf Bildung und Erziehung des Individuums stellt eines der grundlegenden Menschenrechte dar, ohne dessen Verwirklichung ein breites gesellschaftliches Bewusstsein über Menschenrechte und ihre notwendige Verankerung in der Gesellschaft nicht denkbar wäre.

Bereits in der Präambel der AEMR findet sich der zentrale Hinweis auf die Verantwortung der Staaten, die Umsetzung der Menschenrechte durch Bildung und Erziehung zu fördern: „als das von allen Völkern und Nationen zu erreichende gemeinsame Ideal, damit jeder Einzelne und alle Organe der Gesellschaft [...] sich bemühen, durch Unterricht und Erziehung die Achtung dieser Rechte und Freiheiten zu fördern und durch fortschreitende Maßnahmen im nationalen und internationalen Bereich ihre allgemeine und tatsächliche Anerkennung und Verwirklichung [...] zu

gewährleisten.“6
Im Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte finden sich in Artikel 13 weit reichende Bestimmungen zum Recht auf Bildung, die mit der Unterzeichnung und Ratifizierung für die Mitgliedstaaten verbindlich wurden. Obgleich Artikel 13 noch keine explizite Erwähnung des Begriffs der Menschenrechtsbildung enthält, beinhaltet er dennoch die grundlegende Zielrichtung jeglicher Bildung, und zwar,

„dass die Bildung auf die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und des Bewusstseins ihrer Würde gerichtet sein und die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten stärken muss [...], dass die Bildung es jedermann ermöglichen muss, eine nützliche Rolle in der Gesellschaft zu spielen, dass sie Verständnis,

Toleranz und Freundschaft unter allen Völkern und allen rassischen, ethnischen, religiösen Gruppen fördern sowie die Tätigkeit der Vereinten Nationen zur Erhaltung des Friedens unterstützen muss.“7
Des Weiteren werden diese Zielvorgaben im Übereinkommen über die Rechte des Kindes von 1989 (Kinderrechtskonvention) und im Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von

Diskriminierung der Frau von 1979 (Frauenrechtskonvention) ergänzt und teilweise konkretisiert. Die genannten Vertragstexte sind als Ausgangspunkt und Begründung für die Notwendigkeit der Menschenrechtsbildung zu werten. Gleichzeitig definieren sie die Verpflichtung der Staaten, Menschenrechtsbildung in die nationalen Bildungssysteme zu überführen. Ausdrücklich stellte 1997 die Unterkommission der Vereinten Nationen für Menschenrechte fest, dass das Menschenrecht auf Bildung als ein Recht auf Menschenrechtsbildung zu verstehen sei.8
Die Sonderkommission für Bildung, Wissenschaft und Kultur der Vereinten Nationen, UNESCO, legte 1974 erstmals eine Empfehlung für internationale Verständigung, Zusammenarbeit und Frieden sowie Erziehung bezüglich der Menschenrechte und Grundfreiheiten vor. Nach langjährigen Bemühungen wurde im Frühjahr 1993 vom internationalen Bildungskongress der UNESCO in Montreal ein Weltaktionsplan für Erziehung zu Menschenrechten und Demokratie9 verabschiedet, dem die Wiener Weltmenschenrechtskonferenz im Juni 1993 in ihrer Abschlusserklärung und ihrem Aktionsprogramm bekräftigte.

Einen Meilenstein in dieser Entwicklung stellt die Ausrufung der Dekade für Menschenrechtsbildung10 (1995-2004) durch die Vereinten Nationen im Jahr 1995 dar, die ab 2005 durch ein Weltaktionsprogramm fortgeführt wird, dass sich in den Jahren 2005-2007 insbesondere an Schulen richtet. Im Aktionsprogramm zur Implementierung der VN-Dekade wird Menschenrechtsbildung als jene Bildung definiert, „die durch Training, Verbreitung und Information hilft, eine allgemeine Kultur der Menschenrechte durch Vermittlung von Wissen und Fähigkeiten und Veränderung von Einstellungen zu schaffen.“11 Im Aktionsprogramm der Dekade werden die Staaten aufgefordert zur:

· Einschätzung der Bedürfnisse und Formulierung effektiver Strategien für die Weiterentwicklung von Menschenrechtsbildung für alle Schulformen;

· Bildung und Stärkung von Programmen und Möglichkeiten der Menschenrechtsbildung auf der internationalen, regionalen, nationalen und lokalen Ebene;

· koordinierten Entwicklung von Materialien zur Menschenrechtsbildung;

· Schaffung von nationalen Kontaktstellen (national focal points) zur Menschenrechtsbildung;

· Schaffung von nationalen Forschungs- und Trainingszentren für Menschenrechte.12
Diese Anforderungen werden durch die Richtlinien des Hochkommissariats der Vereinten Nationen für Menschenrechte konkretisiert. Entsprechend sollen die Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen:

· nationale Aktionspläne zur Menschenrechtsbildung erarbeiten, implementieren, evaluieren bzw. weiterentwickeln;

· nationale Komitees zur Menschenrechtsbildung schaffen;

· eine Bedarfsanalyse zur Menschenrechtsbildung erstellen und Gruppen mit speziellen Bedürfnissen ermitteln13
Auch die Bundesrepublik Deutschland hat das Aktionsprogramm zur Umsetzung der VN​Dekade und die entsprechenden Dokumente unterzeichnet und ist somit aufgefordert, Menschenrechtsbildungsprogramme für verschiedene Zielgruppen zu entwickeln und zu implementieren; sie soll dementsprechend:

„Schulen, Universitäten, Fachinstitutionen und -programme, Sprachschulen und -programme, Schulcurricula und Arbeitsmaterial entwickeln, um Menschenrechtserziehung in der frühkindlichen Erziehung, Grundschule, Sekundarbildung, weiterführenden Schulbildung und Erwachsenenbildung zu verankern.“14
Bezugnehmend auf den Bildungsartikel der Europäischen Menschenrechtskonvention von 1952, formulierte die Konferenz der Bildungsminister des Europarats 1996 zwei Empfehlungen für Demokratie- und Menschenrechtsbildung. Während die erste Empfehlung unter dem Titel Teaching and Learning about Human Rights in Schools allgemeine Hinweise über Bedeutung, Inhalte und Formen der schulischen Menschenrechtsbildung aufführt, sind in der zweiten Resolution for Education for Democracy, Human Rights and Tolerance die Grundlagen für die verantwortlichen Organe dargestellt.

Entsprechend der internationalen Verpflichtungen und Aufforderungen zur Menschenrechtsbildung wird Deutschland folgerichtig regelmäßig durch Gremien der Vertragsorgane der Vereinten Nationen als auch durch Gremien des europäischen Menschenrechtsschutzes wie zum Beispiel durch die Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) im Hinblick auf die mangelnde Umsetzung von Menschenrechtsbildung kritisch bewertet und zu weiteren Verbesserungen aufgefordert.15

Abb. 2: Die wichtigsten Stationen und Dokumente der Menschenrechtsbildung
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1980
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1987
Internationaler Kongress über Menschenrechtserziehung, Information und Dokumentation in Malta

1993
Internationaler Kongress über Erziehung für Demokratie und Menschenrechte in Kanada, Montreal: Weltaktionsplan für Erziehung und Unterricht über Menschenrechte und Demokratie

1993
Wiener Menschenrechtskonferenz: Bestätigung des Weltaktionsplans

1994
Gründung des Beratungskomitees zur Erziehung für Frieden, Menschenrechte, Demokratie, internationale Verständigung und Toleranz der Vereinten Nationen

1995
Verabschiedung des Integrierten Rahmenaktionsplans zur Erziehung für Frieden, Menschenrechte und Demokratie

1995-2004    Dekade der Menschenrechtsbildung der Vereinten Nationen

  2000
Bekräftigung der KMK-Empfehlung von 1980 und Ausweitung der Gültigkeit auf die neuen Bundesländer

  ab 2005
Follow-up der Dekade – Beginn des Weltaktionsprogramms für Menschenrechtsbildung

Die Empfehlungen der Kultusministerkonferenz von 1980/2000

Auch auf nationaler Ebene findet sich ein zentrales Dokument, das die Umsetzung internationaler Anforderungen für Menschenrechtsbildung anspricht. Die Ständige Konferenz der Kultusminister in Deutschland (KMK) erkannte bereits 1980 den zentralen Beitrag der Schulen für die Förderung der Menschenrechte an. In ihrer Empfehlung zur Förderung der Menschenrechtserziehung in der Schule heißt es:

„Die Menschenrechte werden nicht nur durch staatliches Handeln verwirklicht, sondern maßgeblich durch die Haltung und das Engagement jedes Einzelnen. Hierzu muss die Schule durch eine entsprechende Persönlichkeitsbildung einen maßgeblichen Beitrag leisten. Menschenrechtserziehung gehört zum Kernbereich des Bildungs- und Erziehungsauftrages von Schulen [...]. Sie erfasst alle Felder schulischen Handels.“16
Diese Empfehlung, die sich in ihrer ursprünglichen Fassung auf die westdeutschen Bundesländer bezog, wurde im Jahr 2000 in fast unveränderter Form in ihrer Gültigkeit auch auf die neuen Bundesländer übertragen und erneut bekräftigt. Demnach sollen durch Menschenrechtsbildung Kenntnisse und Einsichten gefördert werden, die auf der Grundlage menschenrechtlicher Normen die Beurteilung politischer Verhältnisse ermöglichen und den Lernenden Kompetenzen für die Verwirklichung und den Schutz der Menschenrechte vermitteln. In der Empfehlung werden zum einen Inhalte von Menschenrechtsbildung aufgeführt, und zum anderen Zielvorgaben für die zu entwickelnden Fähigkeiten genannt. Demnach soll der Schulunterricht Kenntnisse und Einsichten vermitteln über

· „die historische Entwicklung der Menschenrechte und ihre gegenwärtige Bedeutung;

· die Bedeutung der Grund- und Menschenrechte, sowohl für die Rechte des Einzelnen als auch für die objektiven Gestaltungsprinzipien des Gemeinwesens;

· das Verhältnis von persönlichen Freiheitsrechten und sozialen Grundrechten im Grundgesetz und in internationalen Konventionen;

· die unterschiedliche Auffassung und Gewährleistung der Menschenrechte in verschiedenen politischen Systemen und Kulturen;

· die grundlegende Bedeutung der Menschenrechte für das Entstehen des modernen Verfassungsstaates;

· die Notwendigkeit der Berücksichtigung eines individuellen Menschenrechtsschutzes im Völkerrecht;

· die Bedeutung internationaler Zusammenarbeit für die Verwirklichung der Menschenrechte und die Sicherung des Friedens;

· das Ausmaß und die sozialen, ökonomischen und politischen Gründe der weltweit festzustellenden Menschenrechtsverletzungen.“17
Die KMK-Empfehlung stellt eine allgemeingültige, länderübergreifende Grundlage für Menschenrechtsbildung in der Schule dar. Doch hat sie bis auf den Erlass des Ministeriums für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein-Westfalens zur „Behandlung der Menschenrechte im Unterricht“ keine Umsetzung auf Länderebene erhalten. Zwar finden die Menschenrechte in Schulgesetzen und Lehrplänen verschiedenster Bundesländer Erwähnung, doch werden sie häufig nur als Unterthema und somit kleiner Ausschnitt einer gesamten Unterrichtseinheit in Lehrplänen aufgeführt. Kritisch ist dabei anzumerken, dass Menschenrechte und Menschenrechtsbildung nicht notwendigerweise explizit genannt werden, sondern vielmehr über andere Werte mit Bezug zu den Grundrechten und zur Demokratie angesprochen werden. Laut Lenhart (2003) wird die Verbindung der Menschenrechte mit dem demokratischen Rechtsstaat der Bundesrepublik im Schulunterricht „zureichend thematisiert“. Jedoch spiegelte seines Erachtens die Quantität der Menschenrechtsverweise die gesellschaftliche Überzeugung wider, dass die Menschenrechte in Deutschland ausreichend gesichert seien.18 Bedenklich sind in diesem Zusammenhang die

Ergebnisse einer internationalen Studie zur politischen Bildung von Jugendlichen, wonach 70 Prozent aller Schüler/innen der Ansicht sind, dass die Achtung von Gesetzen vor der Einhaltung von Menschenrechten steht. Zudem gehen viele Befragte davon aus, dass die bestehenden Gesetze den Charakter der Menschenrechte in sich tragen und daher jeder den Gesetzen voll und ganz vertrauen könne.

Menschenrechtsbildung kann in der Schule auf hinlänglich etablierte Methodiken und Didaktiken aufbauen. Ein Blick in die Rahmenlehrpläne der Länder zeigt das Potential, das der Menschenrechtsbildung in den einzelnen Unterrichtsfächern und insbesondere im neuen Unterrichtsfach Ethik zukommen könnte. Eine umfangreiche Liste an Unterrichtsthemen korrespondiert beispielsweise mit den Artikeln der beiden internationalen Menschenrechtspakte zu bürgerlichen, politischen sowie zu wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten. Dies bietet die Chance die Menschenrechte im Sinne eines human rights mainstreaming als notwendigen Bestandteil eines jeden Unterrichtsfaches herauszuarbeiten.19
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Dr. Alfred Weil & Doris Wolter, Deutsche  Buddhistische Union (DBU)

Möglichkeiten der Beteiligung der DBU an der Ethik-Lehrerbildung 

im Land Berlin

Die Empfehlung 4 des FORUM-Papiers (Diskussionsfassung für das Expertenhearing am 26. Juni 2006) fordert einen Kooperationsverbund für die Qualifizierung von Ethik-Lehrkräften in Berlin, in dem auch Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften sich beteiligen sollten. 

Daran anschließend möchten wir hier einige Anregungen zur Qualifizierung der Lehrer aus Sicht der DBU einbringen. 

Die Deutsche Buddhistische Union (DBU) ist ein traditions- und schulübergreifender Dachverband und als solcher ein anerkannter und legitimierter Ansprechpartner für „den“ Buddhismus in Deutschland. Er repräsentiert die ganze Bandbreite buddhistischer Strömungen, und in ihm arbeiten deutsche und asiatische Buddhisten zusammen. 

Die DBU begrüßt die Entwicklung des Werteunterrichts in Berlin und bietet zugleich an, ihren Teil zum Gelingen dieses Projektes beizutragen, indem sie die Kompetenz ihrer eigenen spirituellen Tradition einbringt. Der Buddhismus ist eine der fünf großen Weltreligionen. Seine Lehren und Einsichten werden in der Wissenschaft wie in der breiteren Öffentlichkeit zunehmend beachtet, seine ausgleichende und friedensstiftende Haltung gewürdigt und seine ethischen Prinzipien geschätzt. Schon das spricht dafür, buddhistische Themen im Schulunterricht und in der Lehrerausbildung angemessen zu berücksichtigen.

Im Austausch zwischen Wissenschaft und Religionen wurde schon früh die Brückenfunktion des Buddhismus erkannt, der als eine der wenigen nicht-theistischen Religionen inzwischen im interreligiösen als auch interkulturellen Dialog eine tragende Rolle spielt. Eine rein (religions-)wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Buddhismus scheint uns inzwischen überholt, denn in der Vergangenheit hat dies zu zahlreichen Missverständnissen und falschen Einordnungen geführt. Christliche Theologen dürfen im übrigen ja auch sehr wohl bekennende Christen sein.

Eine authentische Darstellung spiritueller Bewegungen ist nach unserer Einschätzung nur gewährleistet, wenn die Erfahrungen der jeweiligen VertreterInnen der einzelnen Religionen selbst mit einfließen können. Die Lehrerausbildung wird dann nicht lediglich von abstraktem und „fremdem“ Wissen dominiert, weil die eigenen Erfahrungen der Lehrkräfte mit einfließen können.

Warnen möchten wir zudem ausdrücklich vor einer Vermischung der Weltreligionen mit einer New-Age-Spiritualität, wie in einigen neuen Curriculums-Entwürfen zum Ethik- und Religionsunterricht in der Bundesrepublik geschehen. Der Buddhismus ist eine traditionsreiche Religion, die rund 500 Jahre vor dem Christentum entstand und eigenständig und unverwechselbar ist.

Buddhistische Ethik ist universell. Sie hat keinen exklusiven Anspruch, sondern betont die allgemein menschlichen Werte wie Wohlwollen, Verbundenheit und Solidarität. Damit steht sie im Einklang mit den Grundanliegen jeder Religion und mit jeder humanitären Haltung. Sie wirkt konfliktminimierend und integrierend.

Als Beteiligungsmöglichkeiten kämen von unserer Seite in Betracht:
· die Gestaltung einzelner Lehrveranstaltungen durch ausgewiesene erfahrene hochqualifizierter ReferentInnen des Buddhismus, wenn erforderlich auch mit wissenschaftlicher Ausbildung,

· Angebote für den Besuch von religiösen und kulturellen Zentren,

· ergänzende Fortbildungsveranstaltungen für Ethik-Lehrkräfte (Studienprogramm „Die Vielfalt buddhistischen Wissens“) und 

· die Bereitstellung bzw. Angebote von Studienmaterialien bzw. Medien zum Buddhismus.

Seit zwei Jahren bietet die DBU im Rahmen ihres Studienprogramms „Die Vielfalt buddhistischen Wissens“ interessierten Lehrkräften aller Konfessionen die Möglichkeit, ihre Lehrqualifikation bezüglich der Weltreligion Buddhismus zu erweitern. Ursprünglich als Ausbildung für buddhistische Religionslehrer in Berlin konzipiert, wurde die Ausbildung ab Herbst 2006 bewusst für Nicht-Buddhisten geöffnet (siehe WebSite-Angabe unten).

Besonders geeignete Elemente der Ausbildung für Lehrer des Werteunterrichts sind die Basismodule; sie beleuchten die grundlegenden Aspekte der buddhistischen Lehren aus unterschiedlichen Perspektiven: 

· Der Buddha – Die Lehre – Die Gemeinschaft

· Die Vier Edlen Wahrheiten

· Ethik – Geistesschulung – Weisheit

· Der Edle Achtfache Pfad

· Weisheit und Mitgefühl

Aber auch einige der Vertiefungsmodule bieten sich an. Sie beschäftigen sich gründlicher mit ausgewählten buddhistischen Schwerpunktthemen:

· Ethik und Karma

· Tod, Fortexistenz, Wiedergeburt

· Bedingtes Entstehen und Leerheit

· Meditation/ Ruhe und Klarheit

· Buddhismus im Dialog: Religionen, Philosophie, westliche Wissenschaft

Zwei Module zur Methodik-Didaktik des Buddhismus werden momentan speziell für LehrerInnen entwickelt:

· Didaktik des Buddhismus – Vergleich mit christlichem Religionsunterricht, Lebensgestaltung – Ethik – Religionskunde (LER) und Humanistischer Lebenskunde
· Didaktik und Methodik der buddhistischen Religionslehre und der Buddhismuskunde
Die nächsten drei Module in diesem Jahr sind der Auftakt zu einer neuen Runde unserer Zusatzausbildung und sind offen für Religions- und Ethiklehrer:

· 3.-4.10: Die Vier Edlen Wahrheiten

Referenten: Alex Berzin, Thich Hanh Tan und Alfred Weil

· 5.-6.10: Weisheit und Mitgefühl

Referenten: Thich Hanh Tan und Christoph Klonk

7.-8.10: Kunst und Ausdrucksformen des Buddhismus

Referent: David Schneider

Veranstaltungsort ist der chinesische Fo-Guan-Shan-Tempel in Berlin.

Nähere Informationen: www.buddhismus-fortbildung.de

Ansprechpartner für das Lenkungsgremium des Studienprogramms der DBU sind:

Dr. Alfred Weil, Wingertstr. 1a, 64390 Erzhausen, Tel. 06150/980171, alfred_weil@gmx.de

Doris Wolter, Dahmestraße 3, 12527 Berlin, Tel. 030/67820360, doriswolter@compuserve.de

Stand: 12.7.2006

Ruth Priese*
Zur Entwicklung sozialer Kompetenz der Lehrerinnen und Lehrer 
für das Unterrichten im neuen Ethikfach in Berlin
 
Die Entscheidung des Berliner Abgeordnetenhauses für die Einführung eines verbindlichen Ethikfaches an allen Schulen der Stadt signalisiert m. E. erfreulicherweise ein Wahrnehmen und ein Reagieren auf die extrem verunsichernde Situation von Kindern und Jugendlichen in der gegenwärtigen gesellschaftlichen Situation. Alle wissen, dass der skrupellose Umgang mit der Arbeitskraft der Menschen derzeit auf die Sicherheit in den Familien zerstörend wirkt. Die Auswirkungen zeigen sich z. B. an Untersuchungen, die rechnen mit 50% Jugendlichen in Deutschland mit chronischen psychosomatischen Gesundheitsstörungen und 15% mit krankheitswertigen Depressionen, Angst- und Essstörungen oder Auffälligkeiten aus dem Spektrum der Borderline-Störungen
 . 

Damit stehen Erwartungen und Anforderungen an die Schule generell und an die Qualität des Ethikunterrichts im Besonderen zur Disposition, wie sie anspruchsvoller nicht sein könnten. Auch die Lehrerbildung für dieses Fach wird dadurch herausgefordert, bei der Konzipierung eines Studienganges zukünftiger Ethiklehrkräfte die Chance zu nutzen und neue Wege in der Lehrerbildung zu suchen. Die Gefahr der Überforderung sowohl der Lehrkräfte als auch die der Dozenten in der Aus- und Weiterbildung muss dabei natürlich bedacht werden.

Im neu gefassten Berliner Schulgesetz heißt es zur Zielbestimmung des Ethikunterrichts in      § 12 u.a.: „...sollen die Schülerinnen und Schüler Grundlagen für ein selbstbestimmtes und verntwortungsbewusstes Leben gewinnen und soziale Kompetenz, interkulturelle Dialogfähigkeit und ethische Urteilsfähigkeit erwerben....“.

Ich möchte mich in Folgendem zu den Zielstellungen: Zugewinn an Selbstbestimmung und sozialer Kompetenz äußern. Denn diese Qualitäten sind für mich die Grundlage dessen, was wir moralisches Verhalten nennen.

Für ihre Orientierung im unendlichen Angebot von Informationen und Möglichkeiten zur Gestaltung ihres Lebens und Berufes brauchen junge Menschen heute neben beruflichen Qualifikationen mehr denn je: 1.) ein echtes Selbstwerterleben und 2.) die Fähigkeit, souverän, d.h. ohne Angst partnerschaftliche Beziehungen einzugehen (und gegebenenfalls wieder zu lösen).

Diese beiden Aspekte sozialer Kompetenz können bekanntlich nur im Rahmen der biographischen Gegebenheiten erworben und gefestigt werden, die jeder (junge) Mensch aus seiner/ihrer Herkunftsfamilie als Prägung mitbringt. Sie anzunehmen und zu achten, danach die Grenzen der je eigenen Erlebens- und Handlungsmöglichkeiten zu erweitern, ist Aufgabe eines jedes Menschen. Wege dafür soll also nun auch der schulische Ethikunterricht in Berlin den jungen Leuten aufzeigen.

Auffallend viele Neurobiologen haben sich in letzter Zeit zu menschlichem Lernen und Lehren generell geäußert. Ich zitiere exemplarisch einen von ihnen. Denn  die Erkenntnisse dieser jungen Wissenschaft gelten umso mehr für moralisches Lernen, weil es bei ihm nicht allein um kognitive Erkenntnisse geht, wie z. B. den Erwerb von Kenntnissen der höheren Mathematik oder der Geschichte, sondern um existentielle Kompetenzen, die in der modernen Welt für jedes sich Entfalten in der Gemeinschaft unersetzlich sind:

„....wo Angst und Druck herrschen, nimmt eine weitere Fähigkeit ab, die von der Arbeit der Spiegelsysteme lebt: die Fähigkeit zu lernen“
   Die „Entfaltung der neurobiologischen Grundausstattung des Menschen ist nur im Rahmen von zwischenmenschlichen Beziehungen möglich, Beziehungen, die aus dem persönlichen und sozialen Umfeld an das Kind herangetragen werden.“ 
 „Selbstgefühl, Kommunikationsfähigkeit, Wissen und Kompetenz entwickeln sich bei Kindern und Jugendlichen nicht von selbst...(diese Grundausstattung) ... muss bedient und eingespielt .... und erhalten werden... Zu beobachten, wie (z. B. ) ein anderer sich ein Problem vom Hals schafft, eine Apparatur bedient oder emotional mit einer brisanten Aufgabe umgeht, kann ein entscheidender Beitrag für meine eigene Kompetenz sein, wenn ich selbst die gleiche oder eine ähnliche Aufgabe zu bewältigen habe.... Neurobiologisch gesehen ist beim  `Lernen am Modell` die zwischenmenschliche Beziehung zwischen Lehrenden und Lernenden von überragender Bedeutung...

Da Lehrer bzw. Lehrerinnen nie ausschließlich als Stoffvermittler agieren können, sondern immer als ganze Person in Erscheinung treten, wird klar, dass effizientes Lehren und Lernen in der Schule nur im Rahmen einer gelungenen Beziehung zwischen Lehrern und Schülern möglich ist.... Das Hauptproblem liegt derzeit ....  darin, dass Lehrende – aus sehr unterschiedlichen Gründen – Schwierigkeiten haben, mit ihren Schülern eine Arbeitsbeziehung zu gestalten, die das Lehren und Lernen fördert....

Die desolate Lage der Jugendlichen bedeutet, dass es für Lehrerinnen und Lehrer immer schwieriger wird, im Unterricht mit den Schülern jene förderliche Beziehung zu gestalten, ohne die es keinen Wissenstransfer geben kann.“ (die meisten Hervorhebungen R.P.)

Entsprechend bescheinigen die Pisastudienergebnisse bekanntlich Finnland deshalb so hohe schulische Erfolge, weil dort den persönlichen Beziehungen zu jedem einzelnen jungen Menschen und die Würdigung eines jeden von ihnen viel größerer Wert beigemessen werde als z. B. in Deutschland. Die fundamentale Bedeutung guter zwischenmenschlicher Beziehungen für die Lernmotivation wird auch aus der geradezu universellen Erfahrung deutlich, dass LehrerInnen, von denen wir uns in unserer eigenen Schulzeit geachtet fühlten und zu denen wir eine persönliche Beziehung finden konnten, uns zum Lernen und zur Übernahme von Haltungen und Einstellungen motiviert und inspiriert haben.

Nun also ist auch den Neurobiologen zufolge das „Lernen am Modell“ der Königsweg allen Lernens und die Achtung vor der Persönlichkeit jedes Schülers und jeder Schülerin die Grundlage für ihre Lernmotivation. Deshalb muss den kommunikativen Kompetenzen, vor allem der Authentizität der Lehrerpersönlichkeiten und ihrer Einstellung zu den jungen Menschen in der Lehrerbildung mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden als es bisher in Deutschland üblich ist. 

Es bleibt uns nicht erspart, die unbequeme Tatsache anzuerkennen, dass Echtheit und Ausstrahlung einer Persönlichkeit aus der Summe aller ihrer Ausdrucksformen besteht, der bewussten und der unbewussten. Ich zitiere dazu erneut J. Bauer: „Eine Sympathie erzeugende Übereinstimmung zwischen einer gegebenen Situation und der in dieser Situation gezeigten Körpersprache lässt sich nicht bewusst planen oder willentlich herstellen. Der Sympathieeffekt überträgt sich nur, wenn die Person spontan authentisch ist, das heißt, wenn ihr Ausdruck in Einklang mit ihrer tatsächlichen inneren Stimmung steht...“

Reaktionen sehr kleiner Kinder und höherer Tiere (wie z. B. von Hunden) auf ihnen zunächst fremde Menschen zeigen diese komplexe, nonverbale Wahrnehmung von Persönlichkeitsqualitäten sehr deutlich: sie wenden sich ab, wenn sie keine Stimmigkeit der Ausdrucksformen erleben. 

Größere Kinder und Jugendliche verbergen ihre Empfindungen leider häufig, um nicht Anstoß zu erregen. Dennoch entscheidet auch bei ihnen diese komplexe, größtenteils unbewusste Wahrnehmung, ob sie sich in der Gegenwart z. B. einer Lehrperson wohl- d.h. geachtet fühlen und dadurch zum Lernen motiviert werden oder eben nicht.

Für moralisches Lernen gilt das Gesagte in noch weit stärkerem Maße, denn „die Moral ist der menschlichen Beziehung inhärent“
. 

Aufbau und Förderung eines gesunden Selbstwertbewußtseins in der Schule speisen sich aus dem  Erleben, von den MitschülerInnen und den Lehrkräften geachtet und akzeptiert zu werden. Jede vorgetäuschte, nicht aus einer inneren Haltung kommende Freundlichkeit z. B. erreicht das Gegenteil. Wenn etwa eine Lehrperson das eigene Wollen und die eigenen kognitiven Kenntnisse in ihrer Wirkung so sehr überschätzt, dass sie die Beziehungen zu ihren SchülerInnen aus den Augen verliert, werden die betroffenen Kinder und Jugendlichen weder in ihrem Selbstwertbewußtsein noch ihrer Kommunikationsfähigkeit gestärkt. Dann bleibt „moralisches Lernen“ bestenfalls ein schnell wieder vergessenes Geschehen in der Großhirnrinde
. 

Haltungen von Wertschätzung-Wärme-Zuneigung, Verständnis, Echtheit-Kongruenz
 sind entweder das Ergebnis eigener Erfahrungen eines Menschen, die in seinem Vor- und Unterbewusstsein gespeichert sind. Oder aber sie sind das Ergebnis mühsamer Selbsterfahrungs- und Umlernprozesse im Kontakt mit einem spiegelnden Gegenüber. Änderungen sind angewiesen auf ein liebevolles Hinterfragen des eigenen Erlebens und Verhaltens und der eigenen Wirkung etwa auf SchülerInnen. Haltungen können niemals allein durch Willensakte in uns erzeugt oder befördert werden. Ich benötige dazu die von Achtung und Wohlwollen getragene Rückmeldung anderer. Deshalb sollte eine künftige Ethiklehrerbildung in Berlin das soziale Lernen in geschlossenen Gruppen zur  Grundlage der Didaktik für dieses Unterrichtsfach machen.   

Das Reflektieren der je eigenen Austrahlung anderen gegenüber wurde mit allen LER-LehrerInnen der Modellversuchszeit von 1992-1995 regelmäßig geübt.
 Das war oft sehr mühsam, weil die Lehrkräfte aus der ehemaligen DDR dies von ihren vorangegangenen Ausbildungen her überhaupt nicht gewohnt waren. Dennoch hat es – und haben die Ergebnisse der „Fachübungen zur Kommunikation, Interaktion und zu Gruppenprozessen“ in der Weiterbildung der späteren LER-LehrerInnen offenbar eine spürbare Wirkung gehabt. Dass z. B. Frau Dr. Raters den gegenwärtigen Ansturm von AbiturientInnen auf einen LER-Studienplatz an der Potsdamer Universität am 26.5. 06 darauf zurückführte, dass der LER-Unterricht den jungen Menschen wohl in guter Erinnerung sei, hängt vermutlich auch mit dieser Art des Trainings sozialer Kompetenz zusammen.

Aus diesen Erfahrungen im Land Brandenburg heraus möchte ich deshalb folgende Empfehlungen für die gegenwärtige Planungsphase in Berlin aussprechen:

1.) Nur psychologische Fachkräfte, die sich ihr eigenes Vor- und Unterbewusstsein selbst hinreichend bewusst gemacht haben und die in der Lage sind, sich zu ihrem Gegenüber wohlwollend und akzeptierend zu verhalten, sollten zur Anleitung der Fachübungen zur Kommunikation, Interaktion und Gruppenprozessen in der Ethiklehrerweiter- und Ausbildung zugelassen werden.

2.) Die Bereitschaft zur Selbstreflexion in Gruppen sollte Zulassungsbedingung für die Immatrikulation zu diesem Studiengang werden.

3.) M. E. sollten künftige Ethik-LehrerInnen auch die Gelegenheit erhalten, sich in selbstreflexiven Übungen möglicherweise unbewusste, abwertende Haltungen gegenüber Menschen mit Migrationshintergrund bewusst zu machen.

4.) Dies eingerechnet, reichen 6 SWS  für die genannten Übungen nicht aus.
5.) Der Erwerb bzw. die Förderung sozialer Kompetenz sollte in der Aus- und Weiterbildung von zukünftigen Ethik-LehrerInnen nicht von der Fachdidaktik getrennt sondern zu ihrem Fundament werden. Es sollten z. B. Unterrichtsmethoden nicht vermittelt werden, ohne die reale Beziehungsqualität zwischen den gerade real in einem Seminar Beteiligten zu reflektieren.

6.) Die Verantwortlichen für die Studiengänge sollten allmählich durchsetzen, dass die jüngsten Erkenntnisse über die Entwicklung eines werdenden Menschen von seiner Empfängnis an in die Studieninhalte der Entwicklungspsychologie im Rahmen der Ethiklehrerbildung aufgenommen werden ( Embryologie, Traumalehre, Säuglings-, Bindungs-, Aggressionsforschung und Neurobiologie) 
. 

7.) In Vorbereitung künftiger Elternschaft ist es dringend nötig, dass die existentiellen Grundbedürfnisse von Ungeborenen, Säuglingen und (Klein-)- Kindern Unterrichtsstoff im Ethikunterricht selbst werden
. 

Teil C. Empfehlungen für die Ethik-Lehrerbildung in Berlin  

Auf der Basis der allgemeinen und fachspezifischen Vorgaben für die Ethik-Lehrerbildung in Berlin, der gegenwärtigen Vorstellungen der Senatsbildungsverwaltung (hinsichtlich des 1 ½-jährigen Studiums) sowie der Erfahrungen mit LER-Studiengängen in Brandenburg unterbreitet das FORUM Gemeinsames Wertefach in Berlin folgende Empfehlungen für die interdisziplinäre Lehrerbildung des Faches Ethik in Berlin. Dabei wurden Anregungen aus dem Expertenhearing am 26. Juni 2006 aufgenommen. Alle dort gehaltenen Expertenstatements stehen jedoch auch hinsichtlich ihrer Aussagen für sich und enthalten jeweils eigenständige Empfehlungen, deren Auswertung für die Erarbeitung eines Gesamtkonzepts der Aus-, Fort- und Weiterbildung für Ethik-Lehrkräfte in Berlin einen großen Gewinn verspricht.
Empfehlung 1:
Erteilung von Ethikunterricht nur bei Teilnahme an einer Weiterbildung

Angesichts der hohen Anforderungen und gesellschaftlichen Erwartungen an den Unterricht im neuen Berliner Fach Ethik sollte für die Erteilung von Unterricht ab Schuljahr 2007/2008 eine bis dahin begonnene berufsbegleitende Weiterbildung mit Immatrikulation an einer Berliner Universität zwingende Voraussetzung sein (so auch die Regelung für LER in Brandenburg von Beginn an). Die aufgrund der Teilnahme an einer vorlaufenden Fortbildung erteilte Unterrichtserlaubnis für Ethikunterricht sollte nur eine vorübergehende Regelung sein. 

Die im Februar 2006 begonnenen vorlaufenden Fortbildungsveranstaltungen für den Einstieg in den Ethikunterricht ab Schuljahr 2006/2007 müssen so gestaltet werden, dass sie zu einer universitären Studien- und Prüfungsordnung (Weiterbildungsstudium und grundständiges Studium) sowohl kompatibel wie auch als einschlägige Module bzw. Teilmodule anerkennungsfähig sind.

Empfehlung 2:  
Interdisziplinäre Bachelor-/Master-Studienordnung als Grundlage für die Weiterbildung – Vorschläge 

Die Mehrzahl der Ethik-Lehrkräfte in Berlin wird in den nächsten Jahren voraussichtlich mehrheitlich über eine berufsbegleitende Weiterbildung qualifiziert. Bei ihrer Planung sollte nicht von Fortbildungsmodulen, sondern von einem konzipierten interdisziplinären Bachelor-/Master-Studiengang für ein Lehramt Ethik ausgegangen werden, welcher auch die Erfahrungen der Universität Potsdam mit interdisziplinären LER-Studiengängen berücksichtigt.

Kernelemente der zu entwickelnden Studienordnung könnten nach Auffassung des FORUMs die folgende Zielsetzung für das Studium und die folgenden fachwissenschaftlichen und fachdidaktischen Module sowie Module in einem interdisziplinären und integrativen Projektbereich sein. Die Umrechnung von Semesterwochenstunden in Leistungspunkte, die Aufteilung der Studieninhalte in das Bachelor- und das Master-Studium und die Differenzierung von Kern- und Zweitfach wurde aus Gründen der Übersichtlichkeit hier nicht vorgenommen. 
Die Inhalte der Studienmodule und ihre proportionale Gewichtung (Semesterwochenstunden) im folgend dargestellten Konzept für ein Weiterbildungsstudium sind aus den Aufgaben und Inhalten des Faches Ethik abgeleitet, wie sie durch das Berliner Schulgesetz vorgegeben werden.

Sie sind deshalb aus der Sicht des FORUMs auch für die Konzipierung von grundständigen Studiengängen für das Berliner Fach Ethik unabdingbar.
1. Zielsetzung für das Studium:

Das Studium des Faches Ethik (Weiterbildungs- bzw. grundständiger Studiengang) soll den Lehrerinnen und Lehrern die Erarbeitung und Erweiterung derjenigen Kompetenzen ermöglichen, die sie für die Realisierung der Aufgaben und Ziele des Faches, wie sie der Gesetzgeber im § 12 des Berliner Schulgesetzes festgelegt hat, benötigen.

Um den Schülerinnen und Schülern altersangemessen soziale Kompetenz, interkulturelle Dialogfähigkeit und ethische Urteilfähigkeit vermitteln zu können, werden sie in den Bezugsdisziplinen und der Fachdidaktik folgende Schwerpunkte bearbeiten:

In den Sozialwissenschaften Psychologie und Soziologie werden sie Kenntnisse über die Entwicklungsaufgaben der Jugendlichen, die Stufen sozio-moralischer Entwicklung, über Sozialisationsbedingungen und kulturelle Lebenswelten in Berlin erwerben sowie Fachübungen zu Kommunikation, Interaktion und Gruppenprozesse absolvieren, um die Programme der Pädagogik bzw. der Interkulturellen Erziehungswissenschaft zum sozialen und interkulturellen Lernen angemessen nutzen zu können. 
In der Philosophie sollen sie sich in Fragen des Philosophierens und insbesondere Geschichte der Ethik und der Angewandten Ethik einarbeiten und sich Grundkenntnisse über Aufklärung und Humanismus in Europa sowie die Menschenrechte aneignen. 
Die Religionswissenschaft vermittelt Kenntnisse zu den Weltreligionen, deren Ethik sowie deren gegenwärtige Erscheinungsformen einschließlich Fundamentalismus. Die Studierenden erwerben zudem Kenntnisse nichtreligiöser, besonders humanistischer Weltanschauungen. Die Kulturwissenschaft führt sie in Aspekte der Migration und kulturellen Begegnung in Europa ein. 
In der Fachdidaktik werden didaktische und methodische Fähigkeiten für das soziale, ethische und interkulturelle Lernen erarbeitet sowie Fragen der religiös-weltanschaulichen Neutralität und der Wertorientierung im Unterricht geklärt. 
In interdisziplinären Projekten erwerben sich die Studierenden Kenntnisse und Fähigkeiten im Arbeiten an ausgewählten Themenschwerpunkten des Rahmenlehrplans aus der Perspektive unterschiedlicher Fachwissenschaften bis hin zur Planung von Unterrichtseinheiten. 

Auf der Basis dieser Schwerpunkte aus den genannten Bezugswissenschaften sollen die    Ethiklehrkräfte befähigt werden, jene Kompetenzen, die sie bei Schülerinnen und Schülern fördern bzw. entwickeln wollen, selbst zu erwerben, zu erweitern und zu vertiefen. 

2. Fachwissenschaftliche Module:

	
	SWS

	PHILOSOPHIE

- Einführung in das Philosophieren und in die Philosophiegeschichte

- Ethiken in der Geschichte Europas

- Angewandte Ethik und eigene Lebensgestaltung     

  (mit: Ethisches Argumentieren und Dilemmata ethischen Urteilens und Handelns)

- Menschenrechte in Geschichte und Gegenwart

- Aufklärung und Humanismus in Europa


	2

2

2

2

2

(10)

	PSYCHOLOGIE

- Psychologie des Kindes- und Jugendalters

- Stufen sozio-moralischer Entwicklung

- Fachübungen zu Kommunikation, Interaktion und Gruppenprozessen
	2

2

2

(6)

	SOZIOLOGIE

- Sozialisation und kulturelle Einflüsse in Europa und Berlin

- Jugendkulturen in deutschen u. Migrantenmilieus (Verhaltensnormen, Mode, Freizeit etc.)
	2

2

(4)

	RELIGIONSWISSENSCHAFT

- Weltreligionen

   -- Christentum

   -- Islam

   -- Judentum

   -- Buddhismus, Hinduismus, östliche Religionen Chinas und Japans

- Religionsgeschichte / Vergl. Religionswissenschaft

- Fundamentalismen versus „Goldene Regel“ und „Weltethos“

- Humanistische Weltanschauungen
	2

2

2

2

2

2

2

(14)

	KULTURWISSENSCHAFTEN

-  Migration und kulturelle Einflüsse in Europa und Berlin
	2

(2)

	ERZIEHUNGSWISSENSCHAFTEN

- Didaktik und Methodik interkulturellen Lernens (mit Trainingsprogramm)

- wahlweise: Lehrgänge „Soziales Lernen“, „Gewaltfreie Kommunikation/ Anti-Aggressivitätstraining“, 
   „Mediation“ (zur Konfliktlotsenausbildung) 
	2

2

(4)

	FACHDIDAKTIK

- Einführung in den Rahmenlehrplan Ethik

- Didaktik und Methodik ethischen Lernens (z.B. Dilemma-Diskussionen, 
  Werteklärung, Sokratisches Gespräch etc.)

- Didaktik und Methodik sozialen und interkulturellen Lernens

- Wertorientierung, Bekenntnisfreiheit und religiös-weltanschauliche Neutralität und im Unterricht 

- Unterrichtsplanung (Entwicklung von Lernszenarien) und Unterrichtsgestaltung


	2

2

2

2

2

(10)


3. Module in einem interdisziplinären und integrativen Projektbereich:

	Interdisziplinäres Forum zu Grundfragen und Schwerpunktaufgaben des Faches  

Interdisziplinäre Projekte zu Fachschwerpunkten mit Erarbeitung von Unterrichtsmaterialien:

- Wertorientierungen und Menschenrechte 

   in Religionen und Kulturen 

- Gewissen und Zivilcourage

- Fremdsein, Respekt, Verstehen

- Religionen und Weltanschauungen in einer 

  säkularen Gesellschaft

mögliche Kooperationspartner: Menschenrechtsorganisationen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, Kulturvereine etc.
	2

2

2

2

2

(10)

	
	60 


Die Modul-Vorschläge des FORUMs setzen an bei den konzeptionellen Vorstellungen der Senatsbildungsverwaltung zur Qualifizierung von Ethik-Lehrkräften (Vorlage an das Abgeordnetenhaus vom März 2006: vgl. Anlage A2) und nehmen darüber hinaus Anregungen aus der Bachelor-/Master-Studienordnung für LER der Universität Potsdam von 2004 auf.

Im Einzelnen spiegelt das die vergleichende tabellarische Übersicht am Ende der Empfehlungen wider.
Empfehlung 3: 
Übergangsregelung und Anerkennungsregelungen

Dazu wird vorgeschlagen: 

a) als Übergangsregelung: Gestaltung der angelaufenden Start-Fortbildung für Ethik-Lehrkräfte mit für universitäre Studienabschlüsse anerkennungsfähigen Modulen zum Zweck einer Unterrichtserlaubnis für die 7. und 8. Klassen. Für den Ethikunterricht in den 9. und 10. Klassen sollte eine begonnene Weiterbildung zwingend erforderlich sein.

b) als Anerkennungsregelungen für folgende Gruppen von Lehrkräften:  

· Lehrkräfte, die Studiengänge für Ethikfächer anderer Bundesländer absolviert haben, werden verpflichtet, eine berlinspezifische Fortbildung zu absolvieren;

· Bei Lehrkräften mit Studienabschlüssen für Philosophie und für den Religions- und den Lebenskundeunterricht sowie bei Lehrkräften, welche die Fortbildung für den Schulversuch Ethik/Philosophie absolviert haben, kann eine Anerkennung einzelner (Teil-)Module erfolgen (credit points).

Empfehlung 4:
Kooperationsverbund für die Qualifizierung von Ethik-Lehrkräften in Berlin

Wegen der hohen qualitativen Anforderungen und der großen Zahl der für Berlin zu qualifizierenden Ethik-Lehrkräfte in den nächsten Jahren wird vorgeschlagen, 

· zwischen den beteiligten Berliner Universitäten, 

· der Universität Potsdam und 

· dem LISUM (Berlin-Brandenburg ab 2007) 

einen Kooperationsverbund mit regelmäßigen Abstimmungen, Kooperationen bei Dozent/innen und Fachtagungen, Erfahrungsaustausch, Entwicklung und Austausch von Studienmaterialien etc. zu schaffen.

In diesem Kooperationsverbund könnte auch ein Arbeitsbereich für die Kooperation mit Religions- und Weltanschaungsgemeinschaften sowie Kulturvereinen geschaffen werden, der Beteiligungsmöglichkeiten dieser Gemeinschaften für die Studiengänge und die Fortbildung konzipiert und ihre Umsetzung unterstützt. Dies würde dem Schulgesetz Rechnung tragen, welches die Kooperation vor allem mit Bekenntnisgemeinschaften für den Bereich des Ethikunterrichts vorschlägt. 

Als Beteiligungsmöglichkeiten kämen z.B. in Betracht:
· die Gestaltung einzelner Lehrveranstaltungen (Pflicht-, Wahlpflicht- und Wahlveranstaltungen) durch wissenschaftlich ausgewiesene Vertreter dieser Gemeinschaften sowie deren Beteiligung an projektartigen Lehrveranstaltungen (z.B. zum Thema: Religionen und Weltanschauungen zu Frieden und Gewalt, zur Geschlechterfrage etc.);
· Angebote für den Besuch von religiösen und kulturellen Zentren; 
· ergänzende Fortbildungsveranstaltungen der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften für Ethik-Lehrkräfte in Eigenregie der Gemeinschaften;
· die Bereitstellung bzw. Angebote von Studienmaterialien bzw. –medien zu einzelnen Religionen, Weltanschauungen und Kulturen.

Die Einrichtung einer Didaktischen Werkstatt für Ethik und Kulturen-Religionen-Weltanschauungen, die auch Informationsmaterialien und didaktische Materialen für Lehrkräfte bereitstellt, Fachtagungen durchführt etc. u.a. unter Aufnahme von Erfahrungen der Werkstatt der Religionen und Weltanschauungen in der Werkstatt der Kulturen sollte geprüft werden.

Anlagen  

(nach:  Module eines interdisziplinären Studienganges für das Fach Ethik in Berlin                         

             - Empfehlungen des FORUMs im Vergleich)
A1
Beschluss des Berliner Abgeordnetenhauses zur Ethik-Lehrerbildung vom 08.06.2006

A2 
Vorlage der Senatsbildungsverwaltung an das Abgeordnetenhaus „Qualifizierung der Lehrkräfte für den Ethik-Unterricht“ vom 16.03.2006

A3 
Anforderungen an eine interdisziplinäre Lehrerbildung für das Fach Ethik in systematischer Darstellung – Arbeitspapier

A4  
Einladung und Programm des Expertenhearings zur Ethik-Lehrerbildung am 26.06.2006




Anforderungen an das Studium








allg. Standards für Lehrerbildung in Deutschland 


(KMK 16.12.2004)








angestrebte Lehrerkompetenzen





Modularisierung und Kerninhalte








zentrale Ziele des 


Ethikunterrichts


(Bundesverband Ethik, 2003)








Erfahrungen mit Studiengängen für Ethikfächer 


(LER in Potsdam u.a.)








Aufgaben des Faches Ethik im Berliner Schulgesetz








Grundlegende


Orientierungen





Voraussetzungen der Schüler in Kl. 7-10 aller Schularten








Praxisorientierung


 








Bezugswissenschaften und Interdisziplinärität








Studienumfang und universitäre Prüfungen 





Menschen-rechte





Werte


durch





Fähigkeiten


für








In der Menschenrechtsbildung geht es um die Stärkung der Bürger-/innen von morgen.





Die Schule muss bei der Verbreitung eine wichtige Rolle für die Stärkung der Zivilgesellschaft spielen.





Lernen über, für und durch Menschenrechte ermöglicht es den Kindern und Jugendlichen, die Werte der Gemeinschaft in der Schule praktisch zu erfahren, in dem die Lernumgebung den Respekt aller am Schulprozess Beteiligten unterstützt.


Brown (Hg.) 1995, S. 9. 


(eigene Übersetzung)











Wissen


über
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� Siehe dazu auch den Beitrag von Ruth Priese in dieser Broschüre.


� Vgl. ebd.


� Ordnung für das Bachelor- und Masterstudium im Lehramt Lebensgestaltung - Ethik - Religionskunde (LER) an der Universität Potsdam vom 8. Juli 2004, § 1 Abs. 2  (www.uni-potsdam.de / 18. 05.2006)


� Näheres und folgende Zitate vgl. die Pressemitteilung vom 7. Juni 2006 auf www.uni-potsdam.de (Autorin: PD Dr. Marie-Luise Raters)


� Sonderprogramm Weiterqualifizierung Brandenburgischer Lehrerinnen und Lehrer: Studiengang Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde (LER). Abschlussbericht / erstellt durch Peter Kriesel unter Mitwirkung von Helga Ludwig-Steup und Holger Wahl. – Potsdam 2003. – 35 S. + diverse Anlagen.


� Das Schulgesetz sagt in §12, Abs.6: „Das Fach Ethik ist …ordentliches Lehrfach.“ 


Daraus folgt, dass die Ausbildungsstandards der KMK bei der Qualifizierung der Fachlehrerschaft einzuhalten sind. Das erfordert die Aufstockung der Fortbildung auf das Niveau eines Weiterbildungsstudiengangs und die Anhebung des Umfangs auf  60 bzw. 56 Semesterwochenstunden. 


Der Status des Faches Ethik als ordentliches Lehrfach in Berlin erfordert ein Qualifizierungsniveau mit ordentlichen Abschlüssen vor der für Lehramtsprüfungen zuständigen Stelle bei der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport und damit die reguläre Chance zum Erwerb einer besoldungsrelevanten Lehrbefähigung für Ethik. 


Im Land Brandenburg wurden über 700 Fachlehrkräfte in LER mit einem Umfang von 60 bzw. 56 SWS qualifiziert. Die überwiegende Mehrzahl von ihnen (zwischen 75 – 86 Prozent) hat in den Studienjahrgängen ihre Qualifizierung mit einer Prüfung vor dem Landesprüfungsamt abgeschlossen. Auch wegen der Möglichkeit einer Fusion beider Länder ist eine Vergleichbarkeit der Abschlüsse anzustreben. 





� „Kenntnisse zu Fragen der Lebensgestaltung“ und „soziale Kompetenz“ kann eine Lehrkraft nur mit Hilfe erweiterter eigener Kenntnisse zu unterrichtsrelevanten Anteilen aus Entwicklungs- und Sozialpsychologie sowie der Jugendsoziologie vermitteln. Dazu gehören auch insbesondere sozio-moralisch relevante Aspekte zu Kommunikation und Gruppenprozessen sowie Übungen zur Mediation bei Konflikten. 


„Interkulturelle Dialogfähigkeit“ der Lehrkräfte kann erst mit Lehrveranstaltungen aus den Kulturwissenschaften und der interkulturellen Pädagogik, die über Studienanteile der Religionswissenschaft hinausgehen, angemessen entwickelt werden. 


Die Erhöhung des Anteils der Religions- und Kulturwissenschaft in der Qualifizierung ergibt sich zwingend aus der Situation an Berliner Schulen, in denen viele Normkonflikte der Schüler einen kulturellen bzw. religiösen Hintergrund haben. 


Ein gewichtiges didaktisches Argument für die verstärkte Präsenz der Sozialwissenschaften ist die Tatsache, dass ethisches Lernen in der Pubertät vorrangig als sozio-moralisches Lernen im Werte- und Normenhorizont der Bezugsgruppen dieses Alters stattfindet. 


Im Weiterbildungsstudium der Universität Potsdam für LER, das eine ähnliche Gegenstands- und Aufgabenbestimmung im Schulgesetz hat wie das Fach Ethik in Berlin, liegen die Anteile der Religionswissenschaft bei durchschnittlich 14 SWS (24%) und bei den Sozialwissenschaft bei 15 SWS (26%). 





� Aus der Bestimmung dieser Inhalte und Aufgaben des Faches ergeben sich logisch die genannten Schwerpunkte der Fachdidaktik für Ethik im Weiterbildungsstudiengang. Nur mit einer entsprechend breit gefächerten Fachdidaktik und Fachmethodik in den Lehrveranstaltungen ist die erforderliche Sach- und Methodenkompetenz der Lehrkräfte zum sozialen, ethischen und interkulturellen Lernen und zur Vermittlung von Kenntnissen zu Lebensgestaltung, Weltreligionen, Kulturen und Ethik zu entwickeln. 





� Im Schulgesetz § 12 Abs. 6 steht:  „Zu diesem Zweck werden Kenntnisse der Philosophie sowie weltanschaulicher und religiöser Ethik sowie über verschiedene Kulturen, Lebensweisen, die großen Weltreligionen und zu Fragen der Lebensgestaltung vermittelt.“ Zum Gesetzestext wird in A. Begründung: a) Allgemeines Abs.2 auf die „interdisziplinäre Ausrichtung von Ethik“ hingewiesen und die „Einbeziehung von Sozial-, Kultur- und Religionswissenschaften in den Unterricht und in die Ausbildung“ gefordert. 


Wenn die interdisziplinäre Ausrichtung des Faches Ethik bei der Behandlung der Themen und Probleme des Zusammenlebens in der Unterrichtsgestaltung eingelöst werden soll, dann gehören in die Ausbildung  der Fachlehrkräfte logischerweise Studienblöcke, in denen dieses exemplarisch demonstriert und eingeübt wird. In solche interdisziplinären Studienabschnitte muss dann auch zwingend die Fachdidaktik integriert werden, damit die Vorteile der Interdisziplinarität bis in die Unterrichtsgestaltung hinein zum Tragen kommen können. 


Beispielgebende Studienordnungen, die diese Forderung eingelöst und damit positive Erfahrungen gemacht haben, sind aus den Weiterbildungsstudiengängen an der Potsdamer Universität und seinem An-Institut abzulesen, in dem über 700 Lehrkräfte für Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde in einem 60 SWS-Studiengang berufsbegleitend qualifiziert wurden. 





� Das Schulgesetz §12 Abs.6 legt fest: Das Fach Ethik „wird weltanschaulich und religiös neutral unterrichtet.“


Die Verpflichtung zum Besuch von Lehrveranstaltungen in fremden (also nicht der eigenen) Religionen bzw. Weltanschauungen ergibt sich zum einen aus der Notwendigkeit, sich fachliche Grundkenntnisse zu allen relevanten großen religiösen und weltanschaulichen Gruppen in der Bevölkerung Berlins anzueignen. Zum anderen ist das eine Voraussetzung zum achtungsvollen und differenzierten Umgang mit verschiedenen Religionen und Weltanschauungen und deren Stärken und Problemen. 





� Das Schulgesetz legt in §12 Abs.6 fest: „Das Fach Ethik ist in den Jahrgangsstufen 7 bis 10 der öffentlichen Schulen ordentliches Lehrfach für alle Schülerinnen und Schüler.“


Im Hinblick auf  ihre Relevanz für den Ethikunterricht sind die Inhalte und  Methoden der Fortbildung auf das fachwissenschaftlich und didaktisch Notwendige hin zu prüfen und zu reduzieren bzw. zu erweitern. Dieses ergibt sich zum einen aus den bereits dargestellten Punkten. 


Diese  Überprüfung unter dem Gesichtspunkt der Praxisrelevanz ergibt sich aber auch zwingend aus dem Gesetzestext: Das Fach wird in der Sekundarstufe I in allen Schulformen unterrichtet, also in Sonderschulen, Hauptschulen, Realschulen, Gesamtschulen und Gymnasien. Die philosophische Ausrichtung der Fortbildung bis in Erkenntnistheorie und politische Philosophie hinein wäre bestenfalls in der Sekundarstufe II und dann im Fach Philosophie gerechtfertigt. Stattdessen wären aber zur Entwicklung „sozialer Kompetenz“ und „interkultureller Dialogfähigkeit“ Module der interkulturellen Pädagogik und der Sozialpsychologie sowie Fachübungen zur Kommunikation und zur gewaltfreien Mediation von Konflikten erforderlich. 


Solche Fachübungen zur Kommunikation, Interaktion und Gruppenprozesse sowie zur Gesprächsführung sind z.B. in den Weiterbildungsstudiengängen und im grundständigen Studiengang für LER an der Universität Potsdam enthalten. 





* Beide Experten haben im Rahmen des Expertenhearings ihre jeweiligen Positionen ausführlicher dargestellt, sich für diese Broschüre aber auf den folgenden Text verständigt.


� Sowohl inhaltlich als auch unter Aspekten des geplanten gemeinsamen Bundeslandes wäre die Verwendung des Begriffs Lebenskunde-Ethik-Religionskunde (LER) sinnvoller. Ich verwende im Folgenden die vorläufige offizielle Bezeichnung. Spätestens bei Zusammenlegung beider Bundesländer muss über einen gemeinsamen Namen entschieden werden.


� FW = Fachwissenschaft; BW = Berufswissenschaft (eine Fachdidaktik und Erziehungswissenschaft einschließlich Pädagogischer Psychologie)


� FD = Fachdidaktik


� M1 = Modul 1


* Anmerkungen: siehe am Schluss des Beitrages.


* Ruth Priese hat am Modellversuch LER in Brandenburg (1992-1995) mitgewirkt.


� gegenüber meinem Diskussionsbeitrag während des Expertenhearings am 26. Juni 2006 im Abgeordnetenhaus 


erweiterter Beitrag


�	„Jugendstudie Stuttgart 2000“


�	Joachim Bauer (2005): Warum ich fühle, was Du fühlst -Intuitive Kommunikation und das Geheimnis der Spiegelneurone, Hoffmann und Campe 7. Aufl. S.35. Vgl. auch die entsprechenden  Arbeiten anderer Neurobiologen wie z. B. Gerhard Roth, Gerald Hüther, Antonio Damasion oder Marco Rauland.


�	a.a.O. S. 118


�	a.a.O. S.118, 122, 119, 122-123 und 125


�	J. Bauer, a.a.O. s. 49


�	formuliert W. Herzog entsprechend in: Das moralische Subjekt, - pädagogische Intuition und psychologische Theorie, Vlg. Huber, Bern, Göttingen, Toronto 1991, S. 344. Um die Qualität der zwischenmenschlichen Beziehungen wird m. E. gerungen in allen den vielen Bemühungen, das Lernen von Kindern und Jugendlichen angesichts des Machtgefälles zwischen ihnen und den Lehrenden human zu gestalten, von der griechischen Antike an über z. B. Rousseau, die Reformpädagogik, Freinet und Montessori, die Landerziehungsheime, A. S. Neill bis hin zu den Übersetzungen therapeutischer Einsichten in den pädagogischen Bereich, z. B. in der Themenzentrierten Interaktion (TZI) u. in  vielen anderen Methoden. E. Erikson etwa bezeichnet die Beziehungen zwischen den Kindern und ihrer sozialen Umwelt als einen zweiten „Schoß, der dem Kind erlaubt, seine einzelnen Fähigkeiten in bestimmten Stufen zu entwickeln und sie in einer Reihe psychosozialer Krisen zu einer Einheit zu verschmelzen“, (Einsicht und Verantwortung, 1992, Fischer Frankfurt /M. S. 102)


	      Bereits in den 60er Jahren des 20. Jahrhunderts wiesen R. und A. Tausch in breit angelegten Untersuchungen nach, dass „Wertschätzung-Wärme-Zuneigung; Verständnis; Echtheit-Kongruenz“, welche Lehrkräfte ihren SchülerInnen entgegen bringen, die Lust am Lernen befördern. Sie nannten auch „Bedingungen der Änderung des Lehrer-Erzieherverhaltens“  (in: Erziehungspsychologie, 6. Aufl. Hogrefe Göttingen 1971, S. 317-463, vgl. auch R. Tausch  in PÄDAGOGIK 11/99 S. 38-41: „Achtung und Einfühlung – Kompass für didaktische und erzieherische Handlungen von Lehrerinnen und Lehrern“).  Auch für I.Kant war bekanntlich die Achtung das moralische Gefühl schlechthin. K. Singer, Autor von „Die Würde des Schülers ist antastbar“, rororo Reinbek 1998, formuliert: „Wenn Selbstwert gestört ist, ist die Leistungsfreude weg“, und U. Pfender: „...dass die Fähigkeit, Ängste zu äußern, erst eine Folge der vorher empfundenen Freude und Selbstbestätigung war“ (in: „Und wie geht’s Herrn und Frau L.? - Annäherungen an eine Schüler- UND Lehrerfreundliche Didaktik/Methodik in Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde“, Berlin 1995, Selbstverlag S. 36). Z. B. H. Niehues-Pröbsting nennt dann  die Voraussetzung für die Fähigkeit zur Achtung anderer: „Jede wirkliche Achtung ist Selbstachtung. Wer sich selbst nicht achtet, ist unfähig, andere zu achten.... Was der Selbstachtung Abbruch tut, mindert die Achtung und befördert Achtungslosigkeit und Verächtlichkeit“  (in: „Ethik und Unterricht“ 1/2001 S. 9). 1990 veröffentlichte der kalifornische Staat den Abschlußbericht einer „Kommission zur Förderung von Selbstachtung und persönlicher und sozialer Verantwortlichkeit“ . Es heißt darin: „...  die Förderung der Selbstachtung der Eltern selbst ... ist bei Weitem das entscheidende und wesentliche Element!“ , zitiert in: Th. Harms (Hrsg.2000): Auf die Welt gekommen, U. Leutner Berlin, S. 96/97.


�	Das ist leider immer dann der Fall, wenn etwa im Rahmen philosophischer Ethik die moralische Urteilsbildung nach L. Kohlberg zum dominierenden  Inhalt eines Ethikunterrichts gemacht wird.


�	Begriffe aus  den genannten Untersuchungen von A. und R. Tausch


�	Vgl. u.a. zu den Wirkungen dieses Teil der LER-Lehrerbildung:  R. Priese (1997): Lernen und soziale Verantwortung – zur Lehrerbildung im Projekt „Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde“, Psycho-Sozialverlag Giessen. Und vgl. die dort mitgeteilten Methoden zum sozialen Lernens.


�   Denn nur durch eine annähernde Kenntnis über das bio-psycho-soziale Entwicklungsprogramm gesunder Kinder und ein daran gemessenes Wissen um die tatsächliche Entwicklungsgeschichte eines jeden Schülers und einer jeden Schülerin von Beginn seines und ihres Lebens an, die Wahrnehmung der Traumata in vielen  (früh-) kindlichen Entwicklungen - , kann eine Lehrkraft annähernd das Verhalten der jungen Menschen verstehen, ihnen entsprechend wertungsfrei begegnen und die je Anderen zu solcher Achtung anleiten.


�  ... etwa die nach einem gesunden (z. B. nikotinfreien) Uterus, nach Gewolltsein, Verständnis während Schwangerschaft und  Geburt, durchgehender Wertschätzung, Zugehörigkeit, Schutz, (Körper-)-Kontakt, Kontinuität, Grenzen und Autonomie. Denn die Sättigung solcher Grundbedürfnisse in der frühesten und frühen Kindheit ist die wichtigste Grundlage des späteren Vermögens, das Leben zu geniessen und  verantwortlich zu handeln .
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